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Zur voraussichtlichen Entwicklung des Arbeitsmarktes in der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1973*) 
Autorengemeinschaft**) 

Eine ernsthafte rezessive Beeinträchtigung der Vollbeschäftigung konnte 1972 verhindert wer-
den. Der Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen (-0,8 %) und des gesamtwirtschaftlichen Ar-
beitsvolumens (-1,7 %) sowie der Anstieg der Arbeitslosigkeit (+ 33 %) hielten sich in relativ 
engen Grenzen. 
Der konjunkturelle Wiederaufschwung wird sich im Jahre 1973 verstärkt fortsetzen. Obwohl 
einige Produktionszweige von den eingetretenen Veränderungen im Weltwährungsgefüge 
nicht unberührt bleiben dürften, kann davon ausgegangen werden, daß das reale Inlandspro-
dukt in der Bundesrepublik Deutschland 1973 — getragen vor allem von der insgesamt doch 
sehr kräftigen Expansion der Auslandsnachfrage und der zunehmenden Investitionsbereit-
schaft im Inland — gegenüber 1972 um 5% zunehmen wird. Bei einem gleichzeitigen Anstieg 
der „Produktivität“ (reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen) um rund 4½ % errechnet 
sich somit ein Mehrbedarf von rund 150 000 Erwerbstätigen (+ ½ %). 
Das inländische Erwerbspersonenpotential nimmt auch 1973 weiterhin ab: Negative demo-
graphische Komponente, leicht rückläufige Erwerbsbeteiligung und die Einführung der flexi-
blen Altersgrenze führen im Jahresdurchschnitt zu einer Verringerung des Potentials um 
rund 230000 Personen. Die Ausdehnung der Beschäftigung bei gleichzeitigem Potentialrück-
gang führt bei den wichtigsten Aggregaten der Arbeitsmarktbilanz voraussichtlich zu folgen-
den Veränderungen: die Zahl der registrierten Arbeitslosen geht (von 246000 Personen im 
Jahresdurchschnitt 1972) auf rund 180000 Personen zurück, die „Stille Reserve“ wird (von 
224000 Personen im Vorjahr) auf 60000 Personen im Jahresdurchschnitt 1973 abgebaut und 
die Zahl ausländischer Arbeitnehmer steigt auf 2,45 Mio. Personen im Jahresdurchschnitt 
1973 (Vorjahr: 2,28 Mio.). Das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen wird in diesem Jahr um 
rund 1 % größer sein als im vergangenen, der in den letzten 2 Jahren eingetretene konjunk-
turell bedingte Rückgang der individuellen Jahresarbeitszeit wird also wieder aufgeholt. Zum 
Jahresende hin wird das angebotene inländische Arbeitsvolumen wieder so ausgeschöpft 
werden können, wie dies auch in früheren Jahren guter Konjunktur der Fall war. 
1971 waren 19,3 % der erwerbstätigen Frauen teilzeitbeschäftigt, wobei sich seit einigen Jah-
ren jährlich eine Zunahme um etwa einen Prozentpunkt ergibt. Dieser Trend wird — vor allem 
wegen der starken Konzentration der Teilzeitbeschäftigten auf die weniger konjunkturabhängi-
gen Dienstleistungsbereiche — nur geringfügig durch Konjunkturschwankungen überlagert. 
Bei weiterhin starkem Interesse von Frauen an einer Teilzeitbeschäftigung hängt die weitere 
Zunahme vor allem davon ab, ob ein quantitativ und qualitativ ausreichendes Angebot an 
Teilzeitarbeitsplätzen zur Verfügung gestellt wird. 
Der für das Bundesgebiet insgesamt prognostizierte Beschäftigungsanstieg im Jahr 1973 
wird mit unterschiedlicher Intensität in allen Bundesländern zu verzeichnen sein. Lediglich 
in Berlin (West) wird auch 1973 das Vorjahresniveau der Beschäftigung noch unterschritten. 
Am stärksten nimmt die Zahl der Erwerbstätigen in Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und 
Nordbayern zu. Die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer wird in allen Regionen ansteigen, 
die Arbeitslosigkeit überall zurückgehen. 
Die Regionalprognose enthält erstmals eine Vorausschätzung der Beschäftigung in der Indu-
strie insgesamt und in fünf Industriehauptgruppen. 
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1. Vollbeschäftigung nicht mehr bedroht 
Vor gut einem Jahr war eine ernsthafte rezessive Be-
einträchtigung der Vollbeschäftigung in der Bundes-
republik Deutschland für 1972 nicht völlig auszu-
schließen. Sie blieb aus: Gefördert durch eine gemä-
ßigte antizyklische Expansionspolitik, begünstigt 
durch Sonderfaktoren (milde Witterung, arbeits-
kampfbedingte Nachholeffekte) und mitgetragen von 
einer doch rascheren, vor Jahresfrist allgemein etwas 
unterschätzten Exportentwicklung stieg die Produk-
tion von Gütern und Diensten in der Bundesrepublik 
Deutschland (in realen Größen) insgesamt um fast 
3%. Der Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Ar-
beitsvolumens hielt sich dementsprechend in relativ 
engen Grenzen (— 1,7 %). 
Der Wiederaufschwung, der im Herbst 1972 begonnen 
hat, setzt sich in diesem Jahre mit Sicherheit ver-
stärkt fort. Allerdings ist gegenwärtig schwer abzu-
schätzen, wie rasch und anhaltend der Nachfragesog 
des Auslands zunimmt und in welchem Umfang von 
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daher Akzeleratoreffekte auf die inländische Investi-
tionstätigkeit ausgehen werden. Einerseits zeigen die 
Auslandsaufträge in der jüngsten Vergangenheit eine 
sehr kräftige Aufwärtsentwicklung. Andererseits ist 
zur Zeit noch nicht voll zu übersehen, welche Aus-
wirkungen von den neuerlichen Veränderungen im 
internationalen Währungsgefüge auf das Exportvolu-
men der Bundesrepublik Deutschland ausgehen wer-
den. Nach neuesten Schätzungen ergibt sich durch 
die seit Beginn dieses Jahres erfolgten Paritätsände-
rungen bei verschiedenen Währungen (einschl. mut-
maßlichem Aufwertungseffekt des gegenwärtigen 
Floatens in Westeuropa) ein De-facto-Aufwertungs-
effekt für die DM von etwa 7 %1). Diese Rate dürfte an-
gesichts der allgemein erwarteten starken Aufwärts-
entwicklung der Auslandsaufträge bei der Industrie 
insgesamt — je nach Industriestruktur, Exportquote 
und regionaler Absatzstruktur wird dieser Effekt re-
gional freilich mehr oder weniger stark zu Buche 
schlagen — keine ernsthaften Auswirkungen auf Pro-
duktion und Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland ausüben. 
Die nachfolgende Arbeitsmarktprognose geht von der 
Annahme aus, daß das Bruttosozialprodukt 1973 real 
um 5 % größer sein wird als im Vorjahr. Diese Rate 
wird unserer Einschätzung nach eher über- als un-
terschritten werden. 
Wenngleich kaum davon ausgegangen werden darf, 
daß das zyklische Auf und Ab der Entwicklung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage künftig ausbleiben 
wird, so besteht doch hinreichend Grund zu der An-
nahme, daß die konjunkturellen Ausschläge auf dem 
Arbeitsmarkt in Zukunft geringer sein werden. Einer-
seits ist die Zielsetzung der Bundesregierung klar: 
Die Sicherheit der Arbeitsplätze genießt grundsätzlich 
Vorrang. Außerdem ist Unterbeschäftigung auch kein 
wirksames Mittel gegen Preissteigerungen, wie sich 
im In- und Ausland immer deutlicher zeigt. Anderer-
seits kann wohl erwartet werden, daß die Erfahrung 
mit der im ganzen doch gelungenen Verstetigung des 
Wachstumsprozesses im Jahre 1972 zumindest ten-
denziell in künftige Erwartungen und Dispositionen 
inländischer Investoren eingehen und damit anhaltend 
zu einer größeren Kontinuität im Wirtschaftsablauf 
beitragen wird. 
Freilich ist nicht ganz auszuschließen, daß sich der 
gegenwärtige, fast uneingeschränkte Gleichlauf in der 
Konjunkturentwicklung der westlichen Industrielän-
der2) bis in kontraktive Phasen hinein fortsetzt und 
die Bundesrepublik Deutschland mit ihrer starken 
außenwirtschaftlichen Verflechtung sich einem der-
artigen Prozeß des allgemeinen internationalen 
Nachfragerückganges möglicherweise nicht entzie-
hen könnte. 
Dementsprechend dürfen die Bemühungen, die Ent-
wicklung der wichtigsten Arbeitsmarktaggregate im 
Systemzusammenhang vorauszuschätzen und damit 
rechtzeitig auf eine mögliche Bedrohung der Vollbe- 
1) Vgl.   Deutsches   Institut   für   W irtschaftsforschung,  Wochenbericht 

12/73, S. 103. 
2) Abgesehen von Japan und den USA – dor t  wi rd  e in  noch s tärkeres 

W ir tschaf tswachstum erwarte t  –  wi rd  gegenwärt ig für  1973 in  a l len 
Industrieländern   der  westlichen   Welt   mit   einem   realen   Sozial-
produktswachstum zwischen 4 und 6 % gerechnet. 

3) Jürgen Kühl ,  Lutz Reyher,  Rudol f  Rie fers :  Zur  Entwick lung des Ar-
bei tsmarktes in der Bundesrepubl ik Deutschland im Jahre 1972, in:  
MittAB Heft 2/1972. 4) Wei l   d ie   Rev is ionsarbe i ten   noch  n ich t   abgesch lossen  s ind ,   muß 
in dieser Untersuchung auf die Darstellung der Entwicklung  von 
1960 bis 1970 verzichtet werden. Auch die für die Zeit danach ausge-
wiesenen Daten zur Erwerbstätigkeit haben zum Teil noch vorläufi-
gen Charakter. 

schäftigung aufmerksam zu machen — dies war der 
bisherige Schwerpunkt der kurzfristigen Arbeits-
marktforschung im IAB —, nicht nachlassen. Je 
anhaltender aber das globale Vollbeschäftigungsziel 
erfüllt bleibt, desto mehr muß auch kurzfristige 
Arbeitsmarktforschung sich darauf konzentrieren, 
dem Auftrag des Gesetzgebers folgend, Orientie-
rungshilfen dafür zu erarbeiten, daß „die Beschäftig-
tenstruktur ständig verbessert und damit das Wachs-
tum der Wirtschaft gefördert wird“ (AFG § 1). Im Vor-
dergrund stehen dabei strukturelle Probleme, die mit 
der Beschäftigung bestimmter Personengruppen (z. B. 
Frauen, ältere Arbeitnehmer, Ausländer, Arbeitslose) 
auftreten, ferner arbeitsmarktbezogene Verhaltens-
weisen und deren ökonomische und soziale Bestim-
mungsgrößen (z. B. Arbeitszeit, Einkommen, betrieb-
liche Beschäftigungspolitik). Die Möglichkeiten einer 
Verbesserung der sektoralen und regionalen Be-
schäftigtenstruktur kommen als weitere Fragestel-
lungen hinzu. 
2. Rückblick auf das Jahr 1972 
Ein Vergleich der im vergangenen Sommer vom 
IAB vorausgeschätzten Arbeitsmarktdaten für das 
Jahr 19723) mit der tatsächlichen Entwicklung laut 
amtlicher Statistik ist nur mit Einschränkungen mög-
lich. Der Grund dafür ist die in der Zwischenzeit 
erfolgte Revision der Zeitreihen zur Wohnbevölke-
rung durch das Statistische Bundesamt sowie die 
vorläufige Korrektur der Zeitreihen zur Erwerbstätig-
keit durch das IAB. Die Revision wurde notwendig, 
weil die Volks- und Berufs- sowie die Arbeitsstätten-
zählung 1970 gezeigt hatten, daß die seit 1961 fort-
geschriebene Statistik der Wohnbevölkerung und 
Erwerbstätigkeit stark überhöht war4). Da dies schon 
im Sommer feststand, verzichtete das IAB seinerzeit 
auf die Darstellung der effektiven Zahlen zur 
Erwerbstätigkeit und wies nur die absoluten und 
relativen Veränderungen aus. Der Prognose-lst-
Vergleich kann sich nur auf diese Veränderungen 
beziehen, wobei Abweichungen zwischen Prognose-
und Ist-Werten teilweise auch von den geänderten 
Basiszahlen herrühren können. Selbst unter 
Einschluß dieses möglichen Fehlers zeigt sich, daß 
die Arbeitsmarktentwicklung im Jahre 1972 vom IAB 
relativ gut vorausgeschätzt worden ist. Allerdings 
wurde durchgängig die Entwicklung im zweiten 
Halbjahr — und damit auch im gesamten Jahr — etwas 
zu optimistisch gesehen, da sich die Prognose zu 
sehr an der durch Sondereinflüsse begünstigten 
Entwicklung im ersten Halbjahr 1972 orientierte. Die 
Auslastung des inländischen Arbeitskräftepotentials 
war noch etwas schwächer, als hier im Sommer an-
genommen worden war. 
Im einzelnen zeigt der Vergleich (vgl. dazu die Über-
sicht 1): 
• Der tatsächliche Rückgang des inländischen Ar-

beitskräftepotentials mit 188000 Personen oder 
— 0,8 % wurde nahezu korrekt vorausgeschätzt 
(Prognose: — 0,7 % oder 179000 Personen). 

• Der Rückgang bei den Erwerbstätigen insgesamt 
wurde um rund 70000 Personen unterschätzt. In 
der Prognose war nur eine Abnahme gegenüber 
dem Vorjahr um rund 130000 Personen (-0,5 %) 
angenommen worden. Tatsächlich dürften es je-
doch    nach    vorläufigen    Berechnungen    etwa 
200 000 Personen (— 0,8 %) gewesen sein. 
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• Die Abweichung zwischen Prognose und tatsäch-
licher Entwicklung schlägt sich vor allem bei den 
inländischen   Erwerbstätigen   nieder  (ca.  55000 
Personen). Die Entwicklung bei den ausländischen 
Arbeitnehmern wurde dagegen von der Voraus-
schau recht gut antizipiert: Prognostizierte (2,3 
Mio.)   und   tatsächliche   Jahresdurchschnittszahl 
(2,284 Mio.) weichen nur geringfügig voneinander 
ab. 

• Andererseits wurde auch der Anstieg der regi-
strierten und nicht registrierten Arbeitslosigkeit 
leicht  unterschätzt.   Effektiv  waren   im  Jahres-
durchschnitt   1972  246000   Personen   arbeitslos 
(Prognosewert: 235000 Personen). Hinzu kommt 
ein um rund 40 000 Personen stärkerer Anstieg bei 
der „Stillen Reserve“. 

• Das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen war im 
Jahre 1972 um 1,6% niedriger als im Vorjahr. 
Mehr als die Hälfte dieses Rückgangs (- 0,9 %) 
entfiel dabei auf die Verringerung der effektiven 
Jahresarbeitszeit je Erwerbstätigen; die Zahl der 
Beschäftigten   ging   im   gleichen   Zeitraum   um 
0,8 % zurück. Insgesamt schrumpfte also das Ar-
beitsvolumen in dem Umfang, wie hier im Sommer 
vorausgeschätzt worden war (-1,7%). Zugleich 
stieg die Produktivität je geleisteter Arbeitsstunde 
im Zuge der etwas stärkeren Auslastung des Pro-
duktionspotentials mit 4,6 % rascher an als (mit 
4 %) angenommen. 

• Die konjunkturelle Unterauslastung des inländi-
schen Arbeitspotentials ist im Durchschnitt des 
Jahres 1972 auf 2,5 % zu veranschlagen. Die Hälf-
te davon (1,3%) besteht aus konjunkturbedingter 
registrierter und nicht registrierter Arbeitslosig-
keit. Der andere Teil der Unterauslastung kommt 
in dem konjunkturell verstärkten Rückgang der 
individuellen Jahresarbeitszeit während der Jahre 
1971 und 1972 zum Ausdruck (1,2 %). Die tatsäch-
liche Entwicklung in den Jahren 1971 und 1972 
zusammengenommen   bestätigt   die   Schätzung: 

Der konjunkturell bedingte Rückgang des Arbeits-
volumens wurde diesmal, gemäß den insgesamt 
nicht allzu pessimistischen Erwartungen, mehr in 
der Arbeitszeitkomponente „aufgefangen“; die 
Arbeitskräfte wurden — anders als in der Rezes-
sion 1966/67 — überwiegend gehalten. 

3. Strukturelle Aspekte der Arbeitsmarktentwicklung 
Wie eingangs erwähnt, werden in der kurzfristigen 
Arbeitsmarktforschung des IAB strukturelle Aspekte 
des Arbeitsmarkts zunehmend in den Vordergrund 
rücken. Die nachfolgenden Abschnitte zur Entwick-
lung und Struktur der Industriebeschäftigung und zur 
Entwicklung der Teilzeitbeschäftigung von Frauen 
sind erste Schritte auf diesem Wege. Freilich müssen 
partielle Strukturanalysen dieser Art beträchtlich ver-
feinert und auch regionalisiert werden, bevor sie 
konkret strukturelle Tatbestände, Entwicklungsten-
denzen und Verhaltensweisen erkennen und voraus-
schätzen lassen und so Orientierungshilfen für die Ar-
beitsmarktpolitik abgeben. Dennoch stellen auch die 
nachstehend aufgeführten verhältnismäßig groben 
Informationen zur strukturellen Entwicklung be-
stimmter Personengruppen bereits eine Ergänzung 
der Analyse und Prognose der globalen Arbeitsmarkt-
aggregate dar. 
3.1 Zur Entwickung der Beschäftigung In der Industrie 
Im Jahresdurchschnitt 1972 waren in der Industrie 
der Bundesrepublik Deutschland (in Betrieben mit 10 
und mehr Beschäftigten) 8,342 Mio. Personen be-
schäftigt. Im Verhältnis zum Vorjahr kommt dies 
einem Rückgang um 2,3% gleich. Gegenüber dem 
bisherigen Nachkriegshöchststand der Industriebe-
schäftigtenzahl vom Jahre 1970 (8,603 Mio.) bedeutet 
dies eine Verringerung um gut 3 %. Das effektive Ar-
beitsvolumen (Summe der geleisteten Stunden) der 
Industrie hat zwischen 1970 und 1972 mehr als dop-
pelt so stark (- 6,5 %) abgenommen. Die individuelle 
Jahresarbeitszeit der Industriebeschäftigten, die im 
längerfristigen Durchschnitt aufgrund tarifvertragli- 
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cher Vereinbarungen jährlich um etwa einen Pro-
zentpunkt abnimmt, ging in diesem Zeitraum also 
konjunkturbedingt durch Kurzarbeit und Abbau von 
Überstunden verstärkt zurück. 
Vergleicht man diese Entwicklung mit derjenigen in 
der vorangegangenen Rezession der Jahre 1966/67, 
so fällt auf, daß der konjunkturelle Rückgang der 
durchschnittlichen Arbeitszeit der Größenordnung 
nach damals im Vergleich zu 1965 nicht ausgeprägter 
war als diesmal (— 3,6 % im Durchschnitt der Jahre 
1966 und 1967 gegenüber – 3,4 % in den Jahren 1971 
und 1972). Der Abbau der Beschäftigtenzahl war da-
mals mit — 7,3 % dagegen fast 2½mal so stark wie in 
den Jahren 1971 und 1972. Danach zu urteilen, scheint 
die Bereitschaft der Beschäftiger — dies gilt jeden-
falls im Durchschnitt aller Industriezweige und Re-
gionen —, einen nachhaltigen Rückgang der Güter-
nachfrage in der Arbeitszeitkomponente aufzufangen, 
relativ eng begrenzt zu sein. Inwieweit dieser Tatbe-
stand auf eine allgemein verbreitete beschäftigungs-
politische Verhaltensweise der Beschäftiger zurück-
zuführen ist, welche Bestimmungsfaktoren gegebe-
nenfalls hierbei den Ausschlag geben und welche 
sektorale und regionale Differenzierung hinter die-
sem globalen Durchschnitt stehen, bedarf allerdings 
weiterer Untersuchungen5). 
Konjunkturelle Beschäftigungsrückgänge – dies gilt 
wiederum zunächst nur für den Durchschnitt der In-
dustrie insgesamt — traten ausschließlich bei den In-
dustriearbeitern ein. So lag die Zahl der Industriear-
beiter im Jahresdurchschnitt 1972 um rund 340000 (-
5,3%) unter dem Höchststand von 1970. Die Zahl 
der Angestellten ist im gleichen Zeitraum um 82000 
(+3,9%) gestiegen. Noch ausgeprägter war die 
Differenzierung in der Entwicklung dieser beiden Be-
schäftigtengruppen in der vorangegangenen Rezes-
sion. Zwischen 1965 und 1967 war die Zahl der Arbei-
ter in der Industrie um rd. 650000 (-10%) zurück-
gegangen, wogegen die Zahl der Angestellten noch 
um 38 000 ( + 2,1 %) gestiegen war. 
Nun werden diese konjunkturellen Strukturverschie-
bungen allerdings eindeutig von einem Trend überla-
gert: Der Anteil der Arbeiter an den Industriebe-
schäftigten geht fast ohne Unterbrechung seit Jahren 
zurück. Hatte er 1965 noch fast 78% betragen, so 
beläuft er sich gegenwärtig (1972) auf nur noch 
73,5 %. Auch im Jahre 1970, dem Jahr der höchsten 
Industriebeschäftigung überhaupt, hatte dieser Anteil 
(mit 75,2%) eindeutig unter dem Stand von 1965 ge-
legen. Diese ständige Zunahme des Angestelltenan-
teils ist zu einem gewissen, wenn auch verhältnismä-
ßig kleinen Teil darauf zurückzuführen, daß Arbeiter 
– mit oder auch ohne Wechsel ihrer Tätigkeit – in 
den versicherungsrechtlichen Status von Angestell-
ten übergehen, ohne daß hiermit Entlassungen und 
Neueinstellungen verbunden wären6). Vor allem be-
ruht diese Entwicklung aber auf einem steigenden 
5) Diesen mit der „hiring and firing policy“ verbundenen Fragen wird 

demnächst in einer gesonderten Untersuchung für die Industrie 
nachgegangen werden. (Für andere Wirtschaftsbereiche liegen, ab-
gesehen vom Bauhauptgewerbe, keine entsprechenden statistischen 
Daten vor; hier spielen allerdings die konjunkturellen Bewegungen 
auch nur eine untergeordnete Rolle.) 

6) Vgl. Hans Hofbauer, Hermine Kraft: „Materialien zur Statusmobilität 
bei männlichen Erwerbspersonen in der Bundesrepublik Deutsch-
land“. MittAB 3/1972, S. 199 ff. Sowie: „Umschichtung der Erwerbs-
bevölkerung 1966/67 und 1968/69, Wirtschaft und Statistik, 1969, 
Heft 9, S. 505 ff. und 1971, Heft 2, S. 99 ff. 

7) Maschinenbau hier einschl. Herstellung von Büromaschinen und 
75 % der Datenverarbeitungsgeräte und -einrichtungen; Elektrotech-
nik einschl. 25 % der DV-Geräte und -einrichtungen. 

Anteil der Angestellten bei Neueinstellungen. Der 
über diese langfristige Strukturveränderung weit hin-
ausgehende Rückgang der Zahl der Industriearbeiter 
in den Jahren 1966/67 und 1971/72 ist jedoch ein-
deutig konjunkturell bedingt. 
So gesehen wird das konjunkturelle Beschäftigungs-
risiko in der Industrie also per Saldo vor allem von 
den Industriearbeitern getragen. Dies schließt nicht 
aus, daß auch bestimmte Teile der Angestelltenschaft 
in der Industrie von konjunkturellen Schwankungen 
des Beschäftigungsgrades betroffen werden. Auf der 
anderen Seite kann man davon ausgehen, daß die 
Faktoren, die die relative Konjunkturunempfindlich-
keit bei den Angestellten bewirken (z. B. längere 
Kündigungsfristen, geringerer Anteil Un- und Ange-
lernter) auch künftig von Bedeutung sein werden, so 
daß die kontinuierliche Zunahme des Angestellten-
anteils in der Industrie — auf kurze Sicht wirkt sich 
dies freilich kaum aus — langfristig tendenziell zu 
einer zunehmenden Verstetigung der Industriebe-
schäftigung führt. 
Die Verteilung der Beschäftigten auf die Hauptgruppen 
der Industrie hat sich auch in den vergangenen Jahren 
weiter in der Richtung verändert, die schon 
zumindest seit Beginn der 60er Jahre zu beobachten 
war (siehe Übersicht Nr. 2). 
Die Zahl der im Bergbau Beschäftigten ging weiter 
drastisch zurück: Mit rund 283000 Erwerbstätigen 
(Jahresdurchschnitt 1972) hat der Bergbau nunmehr 
einen Anteil von 3,4% an der Industrie insgesamt 
(1965: 475000 bzw. 5,6 %). Wie schon in den Jahren 
1966/67, so wurde der strukturelle Schrumpfungs-
prozeß des Bergbaus — nach einer gewissen Ver-
langsamung in den konjunkturstarken Jahren 1970/71 
— auch 1972 wiederum konjunkturell verstärkt. Der 
Anteil der in den Grundstoff- und Produktions-
güterindustrien Beschäftigten hat sich zwar weiter 
leicht verringert (1972: 20,9 %), der absoluten Höhe 
nach blieb die Zahl der Erwerbstätigen in diesem In-
dustriebereich jedoch seit einer Reihe von Jahren im 
ganzen konstant (1972: 1,74 Mio. Personen). Aller-
dings ist die Konjunkturanfälligkeit (konjunkturell be-
dingter prozentualer Rückgang der sektoralen Be-
schäftigtenzahl) im Verhältnis zur Industrie insgesamt 
hier am ausgeprägtesten. Dies liegt überwiegend an 
der besonders von Konjunkturschwankungen betrof-
fenen Eisen- und Stahlindustrie, die allerdings struk-
turell laufend an Bedeutung verloren hat (1972: 
492000 Beschäftigte bzw. 5,9 %). Im Hinblick auf die 
Stabilität der Beschäftigung positiv wirkt sich dage-
gen innerhalb dieser Hauptgruppe die nahezu unun-
terbrochene kräftige Expansion der Beschäftigung in 
der Chemischen Industrie (einschließlich Mineralöl-
verarbeitung und Kohlenwertstoffindustrie) aus, die 
mittlerweile mit rund 621 000 Beschäftigten einen An-
teil von 7,5 % an der gesamten Industrie erreicht hat. 
Die Zahl der Beschäftigten in den Investitionsgüter-
industrien expandiert – sieht man von konjunkturellen 
Schwankungen ab — nach wie vor unvermindert: 3,85 
Mio. Personen bzw. 46,3 % der Gesamtindustrie 
arbeiteten im Jahresdurchschnitt 1972 in diesem In-
dustriebereich, fast 20 % mehr als im Jahre 1960. 
Auch dieser Bereich ist stark konjunkturempfindlich, 
wenngleich nicht so sehr wie die Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrie. Die anhaltende Beschäfti-
gungsexpansion im Investitionsgütersektor wird in 
erster Linie getragen vom Maschinenbau7) (1972: 
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1,155 Mio. Beschäftigte bzw. 13,8 %), der Elektrotech-
nik (1,059 Mio. bzw. 12,7%), dem Fahrzeugbau 
(610000 bzw. 7,3 %) und der EBM-lndustrie (413000 
bzw. 6,7 %). Am konjunkturanfälligsten ist in diesem 
Bereich der Industrie die Elektrotechnik: Hier waren 
sowohl 1971/72 wie auch in der vorangegangenen 
Rezession die Beschäftigungsrückgänge relativ stär-
ker als im Durchschnitt der Industrie insgesamt. 

Betrachtet man die zuletzt behandelten beiden 
Hauptgruppen Grundstoff- und Produktionsgüter-
und Investitionsgüterindustrie zusammen, dann er-
gibt sich: Einerseits wurde das Wachstum der Indu-
strie insgesamt hauptsächlich von diesen Bereichen 
getragen. Andererseits wirkt ihr hoher und zuneh-
mender Anteil (1972 fast 70 %) im Hinblick auf die 
Kontinuität der Industriebeschäftigung insgesamt 
tendenziell destabilisierend. 

In den Verbrauchsgüterindustrien — mit einem Anteil 
von 23,4 % an der gesamten Industrie ist dies die 
zweitgrößte Hauptgruppe – arbeiteten 1972 1,953 
Mio. Erwerbstätige. Der Anteil dieser Gruppe an der 
Gesamtindustrie wie auch die absolute Zahl der hier 
Beschäftigten ist tendenziell leicht rückläufig. Die 
einzelnen Zweige dieser Hauptgruppe entwickelten 
sich allerdings recht unterschiedlich: Dem anhalten-
den Rückgang der Beschäftigung in der Textilindu-
strie (zwischen 1960 und 1972 ist die Beschäftigten-
zahl hier um mehr als 26 % auf 458 000 Personen zu-
rückgegangen), der sich zumal in rezessiven Phasen 
besonders beschleunigt, steht auf der anderen Seite 

eine über die gesamte Zeitspanne hin ununterbro-
chene Expansion in der Kunststoffindustrie gegen-
über. Die beschäftigungsbezogene Konjunkturanfäl-
ligkeit dieses Bereichs insgesamt ist leicht unter-
durchschnittlich. 

In der Hauptgruppe Nahrungs- und Genußmittelindu-
strien schließlich arbeiteten im Jahre 1972 506000 
Personen, genausoviel wie im Jahr 1960. Der Anteil 
dieser Gruppe an der Gesamtindustriebeschäftigung 
ist ebenfalls seit langem konstant, die Konjunkturan-
fälligkeit ist hier weitaus geringer als in den anderen 
Industriegruppen. 

3.2 Zur Teilzeitarbeit von Frauen 

Im Zusammenhang mit der zunehmenden Erwerbs-
beteiligung insbesondere verheirateter Frauen hat 
die Teilzeitarbeit in den letzten Jahren ein immer 
größeres Gewicht erhalten. Im Jahre 1971 – jüngere 
Daten liegen noch nicht vor – waren insgesamt 1,84 
Mio. Frauen teilzeitbeschäftigt in dem Sinne, daß sie 
aus eigenem Entschluß weniger als 42 Stunden in der 
Woche gearbeitet haben. Gegenüber 1965 bedeutet 
dies eine Steigerung um 41,6 %, bei den abhängig be-
schäftigten Frauen sogar um 64,7 %. Entsprechend hat 
sich im gleichen Zeitraum die Teilzeitgtquofe 
(Anteil der teilzeitbeschäftigten an allen 
erwerbstätigen Frauen) von 13,2 % auf 19,3 % 
erhöht.  
Beschäftigungspolitisch bedeutsam ist nicht nur der 
Umfang der Teilzeitarbeit, sondern auch die Struktur 
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der teilzeitbeschäftigten bzw. der Teilzeitarbeit su-
chenden Frauen8). 
Eine Aufgliederung  nach  Alter und  Familienstand 
(Übersicht 3) läßt erkennen, daß die Teilzeitquote bei 
den erwerbstätigen Frauen (insbesondere bei verhei-
rateten Frauen) zwischen 35 und 45 Jahren am höch-
sten ist, während die größten Zuwächse in der Anzahl 
der teilzeitbeschäftigten Frauen zwischen 1965 und 
1971 bei den 25- bis 35jährigen zu verzeichnen waren. 
Insgesamt ist jedoch auch festzustellen, daß die Teil-
zeitarbeit — aus sehr unterschiedlichen Gründen und 
familiären Situationen heraus — bei verheirateten 
8) Vgl. hierzu u. a. 

Hofbauer, Hans; Bintig, Ursula; Dadzio, Werner: „Die Rückkehr der 
Frauen ins Erwerbsleben“, in Mitt(IAB) 9/1969, S. 713 ff. Kohler, Hans; 
Reyher, Lutz: „Erwerbstätigkeitsphasen der Frauen“, in MittAB 3/1970, 
S. 286 ff. 
Weltz, Friedrich: „Bestimmungsgrößen der Frauenerwerbstätigkeit“, in 
MittAB 2/1971, S. 201 ff. 
Statistisches Bundesamt (Hrsg.): „Frauen mit Teilzeitarbeit. Ergebnisse 
des Mikrozensus“, in Wirtschaft und Statistik, Heft 7, 1971, S. 416 ff. 
LitDokAB S 2 (Literaturdokumentation zur Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung, Sonderheft 2: Teilzeitarbeit, Zeitarbeit, Leiharbeit. Hgg. v. 
IAB). 

9) Vgl. hierzu: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland, 
1966 bis 1972, Abschnitt II: Bevölkerungsbewegung, A. Natürliche 
Bevölkerungsbewegung. 

Frauen nahezu aller Altersgruppen eine große Be-
deutung gewonnen hat. 
Eine Ausnahme stellen lediglich die verheirateten 
Frauen unter 25 Jahren dar mit einer im Vergleich zu 
den übrigen Verheirateten beträchtlich niedrigeren 
Teilzeitquote und einem unterdurchschnittlichen Zu-
wachs an Teilzeitbeschäftigten. In diesen Altersgrup-
pen, in denen die familiäre Situation (Betreuung von 
Kleinkindern im Alter bis zu 3 Jahren) eine Teilzeitbe-
schäftigung sehr erschwert, ist offenbar trotz aller 
Förderungsbemühungen nur mit einer sehr langsa-
men Zunahme der Teilzeitarbeit zu rechnen. Auch der 
in den letzten Jahren beobachtete Rückgang der 
durchschnittlichen Geburtenziffer wirkt sich in dieser 
Gruppe kaum aus, da er vor allem aus einer Abnah-
me der Häufigkeit zweiter und weiterer Kinder je Fa-
milie herrührt, die überwiegend von Müttern im Alter 
von mehr als 25 Jahren geboren werden9). 
Eine gewisse Umstrukturierung zeichnet sich im Hin-
blick auf die Stellung im Beruf der Teilzeitbeschäfti-
gung ab (Übersicht 4). Die Teilzeitquote ist zwar bei 
mithelfenden Familienangehörigen (noch) relativ am 
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größten (22 %). Allerdings nimmt die Zahl der teilzeit-
beschäftigten mithelfenden Familienangehörigen seit 
einigen Jahren absolut und relativ ab, während der 
Zuwachs sich ausschließlich auf Abhängige erstreckt. 
Die Entwicklung der Teilzeitbeschäftigung bei Selb-
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen ist 
im Zusammenhang zu sehen mit den Strukturverän-
derungen in der Landwirtschaft: Über die Hälfte von 
ihnen ist in diesem Wirtschaftszweig beschäftigt10). 
10) Ober 90 % der Teilzeitbeschäftigten in der Land- und Forstwirtschaft 

gehören zu den mithelfenden Familienangehörigen und Selbständigen, 
gegenüber rund 13 % in den übrigen Wirtschaftsbereichen 
(Mikrozensus). 

Von besonderer beschäftigungspolitischer Bedeu-
tung ist die Frage nach der Veränderung der Teilzeit-
beschäftigung von Frauen im Konjunkturablauf (Kon-
junkturreagibilität). Insgesamt gesehen – d. h. für 
alle Wirtschaftsbereiche zusammen — ergibt sich aus 
Übersicht 5 auch für das Rezessionsjahr 1967 ein An-
steigen der Zahl der teilzeitbeschäftigten Frauen um 
ca. 30000 bzw. ein (wenn auch gegenüber dem Vor-
jahr verminderter) Anstieg der Teilzeitquote um 0,8 
Prozentpunkte. 
Aus der Aufgliederung nach Wirtschaftsbereichen 
läßt sich ersehen, daß 1967 lediglich im Verarbeiten- 
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den Gewerbe Teilzeitarbeitsplätze (im Umfang von 
ca. 30 000) abgebaut wurden. 

Gleichzeitig ist jedoch auch in diesem Bereich (wie in 
allen anderen) die Teilzeitqtuofe noch angestiegen, 
die Teilzeitbeschäftigung also weniger stark zurück-
gegangen als die Vollzeitbeschäftigung. 
Im Gegensatz zu verbreiteten Vorstellungen sind also 
Teilzeitarbeitsplätze in einer Rezession nicht stärker 
gefährdet als Vollzeitarbeitsplätze. Wesentlich für die 
vergleichsweise geringe Konjunkturabhängigkeit der 
Teilzeitarbeit ist, daß die Mehrzahl der teilzeitbe-
schäftigten Frauen in den weniger konjunkturabhän-
gigen Dienstleistungsbereichen tätig ist. Bei diesen 
hat sich der Trend einer kontinuierlichen Zunahme 
der Teilzeitarbeit auch im Rezessionsjahr fortgesetzt 
und den Rückgang im Verarbeitenden Gewerbe 
überlagert. 
Bei der Entwicklung der Teilzeitarbeit in einer Re-
zession ist zu beachten, daß hinter den (aufgeführten) 
Nettoveränderungen u. U. gegenläufige Ströme ste-
hen können. Den hier aufgeführten und anderen 
Quellen ist allerdings nicht zu entnehmen, inwieweit 
im Konjunkturabschwung 

- teilzeitbeschäftigte Frauen arbeitslos wurden bzw. 
sich vom Arbeitsmarkt zurückgezogen haben, ohne 
sich arbeitslos zu melden, 

- teilzeitbeschäftigte Frauen von einem Wirtschafts-
bereich in einen anderen übergewechselt sind, 

- vollerwerbstätige Frauen mehr oder weniger frei-
willig in eine Teilzeitbeschäftigung übergewech-
selt sind, 

- nicht erwerbstätige Frauen eine Teilzeitbeschäfti-
gung aufgenommen haben, um bei Arbeitslosigkeit 
des Ehemannes ein  ausreichendes  Familienein-
kommen zu sichern oder 

- nicht erwerbstätige Frauen wegen der Rezession 
keine Teilzeitbeschäftigung  aufnehmen  konnten, 
obwohl sie dies geplant hatten. 

Über das Verhalten von Frauen (und auch von Ar-
beitgebern) im Hinblick auf Teilzeitarbeit im Kon-
junkturverlauf sind daher weitere Untersuchungen 
erforderlich. 
Um die Entwicklung der Teilzeitarbeit in den nächsten 
Jahren zu beurteilen, ist zunächst der Trend einer 
Zunahme des Anteils der Teilzeitbeschäftigten bei 
Frauen um jährlich etwa einen Prozentpunkt zu be-
achten. Dieser Trend, der sich auf abhängig beschäf-
tigte verheiratete Frauen fast aller Altersgruppen er-
streckt, wird nur geringfügig durch konjunkturelle 
Schwankungen überlagert. 
Weiterhin geht aus Obersicht 5 hervor, daß die Ex-
pansion der Teilzeitarbeit in den einzelnen Wirt- 
11) Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsmarkt-

Statistik 1971, Jahreszahlen. Bei der Statistik über Offene Stellen, 
Arbeitsuchende und Vermittlungen ist zu beachten, daß über den 
Einschaltungsgrad der Arbeitsämter bei der Suche und Vermittlung von 
Teilzeitarbeit noch nichts bekannt ist. 

12) Nach der Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung von 1966 gehörten 66 % 
der vollbeschäftigten und 75 % der teilzeitbeschäftigten weiblichen 
Angestellten zu den Leistungsgruppen IV und V. Vgl.: „Teilzeitbe-
schäftigte Angestellte und ihre Verdienste“; Wirtschaft und Statistik, 
1969, Heft 11, S. 647 ff. Vergl. auch: Hofbauer, Hans, u. a., a. a. O., S. 
725. 

13) Alex, Laszlo, u. a., Teilzeitbeschäftigung bei männlichen Arbeits-
kräften, Köln, 1971 (vervielfältigtes Manuskript). 

14) 1971 waren lediglich 243 000 männliche Erwerbstätige teilzeitbe-
schäftigt, das sind 1,5% aller männlichen Erwerbstätigen. Bei den 
abhängig beschäftigten männlichen Erwerbstätigen betrug die Teil-
zeitquote zum gleichen Zeitpunkt 0,7 % (Mikrozensusergebnisse, April 
1971). 

Schaftsbereichen zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
begonnen hat und auch unterschiedlich weit fortge-
schritten ist. Die überdurchschnittliche Zunahme der 
Teilzeitarbeit in den Jahren 1969 und 1970 dürfte u. a. 
auch auf die verstärkten Bemühungen der Bundesan-
stalt für Arbeit („Job“-Vermittlungsstellen und breite 
Öffentlichkeitsarbeit) und – im Bereich des Staates 
— auf die Gesetzesänderung von 1969 zurückzufüh-
ren sein, die Beamtinnen in bestimmten Fällen die 
Möglichkeit einer Teilzeitarbeit einräumt. 
Grundsätzlich kann auch davon ausgegangen wer-
den, daß Frauen weiterhin in zunehmendem Umfang 
an Teilzeitarbeit interessiert sind. Aus der Statistik 
der Arbeitsuchenden geht hervor, daß der Anteil der-
jenigen, die eine Teilzeitbeschäftigung wünschen, 
kontinuierlich von 19 % (1965) auf 29 % (1971) ange-
stiegen ist. 
Eine weitere Zunahme der Teilzeitarbeit wird also 
von den weiblichen Arbeitskräften gewünscht. Sie 
könnte zumindest im bisherigen Umfang (ca. ein Pro-
zentpunkt pro Jahr) erfolgen, so daß 1973 eine Teil-
zeitquote von gut 21 % möglich erscheint. 

Zu beachten ist allerdings, daß die Entwicklung ent-
scheidend vom quantitativ und qualitativ ausreichen-
den Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen abhängt. Der 
Anteil der Offenen Stellen für Frauen, die nur oder 
auch mit einer Teilzeitkraft besetzt werden könnten, 
ist — unabhängig vom Konjunkturverlauf — beträcht-
lich niedriger als der Anteil der Teilzeitarbeit suchen-
den Frauen an der Gesamtzahl der arbeitsuchenden 
Frauen. Der Anteil der durch die Arbeitsämter vermit-
telten Teilzeitarbeitskräfte an den Vermittlungen hat 
sich daher in den letzten Jahren auch nur geringfügig 
erhöhen können11). 
Außerdem erstreckt sich die Teilzeitarbeit bei Frauen 
bislang vorwiegend auf die unteren Leistungsgrup-
pen, während Teilzeitarbeit von Arbeitsuchenden al-
ler Qualifikationsniveaus gleichermaßen gewünscht 
wird12). 
Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß auch 
das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen für männliche 
— insbesondere leistungsgeminderte und ältere — Ar-
beitnehmer unzureichend ist13). Dieser Teilzeitarbeits-
markt dürfte jedoch vor allem im Zusammenhang mit 
der Einführung der flexiblen Altersgrenze in Zukunft 
noch größere Bedeutung gewinnen14). 

4. Zur Entwicklung des Arbeitsmarktes im Jahre 1973 

4.1 Das Angebot an Arbeitskräften 
Die neueste amtliche Bevölkerungsvorausschätzung 
gibt den Zuwachs der Zahl inländischer Einwohner 
im Alter von mehr als 14 Jahren für 1973 gegenüber 
1972 mit 150 000 Personen ( + 0,3 %) an. Die seit Jah-
ren beobachteten, neuerdings sich jedoch abschwä-
chenden Verschiebungen im Altersaufbau (zuneh-
mender Anteil der höheren Altersgruppen) führen zu-
sammen mit der rückläufigen Erwerbsneigung dazu, 
daß die Potentialerwerbsquote von 54,2 % auf 53,5 % 
im Jahresdurchschnitt 1973 zurückgeht (vgl. Tabelle 1 
im Anhang und Schaubild 1). Trotz des Anstiegs der 
inländischen Bevölkerung nimmt daher 1973 das in-
ländische Erwerbspersonenpotential um rund 230 000 
(— 0,9 %) gegenüber dem Vorjahr ab und beträgt 
24,185 Mio. Personen. 
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Wie schon in den vergangenen Jahren trägt die de-
mographische Komponente immer weniger, die Ver-
haltenskomponente (Erwerbsneigung) immer mehr 
zum Rückgang der inländischen Potentialerwerbs-
quote und damit zur Abnahme des Arbeitskräftepo-
tentials bei (vgl. hierzu Tabelle 2 im Anhang). 
Diese Trendentwicklung ergibt sich per Saldo durch 
die anhaltende Verlängerung der durchschnittlichen 
Ausbildungsdauer, durch eine zunehmende Erwerbs-
beteiligung der Frauen zwischen 40 und 60 Jahren, 
eine abnehmende Alterserwerbstätigkeit jenseits der 
Ruhestandsgrenze und eine vermutlich weiterhin 
hohe Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen. 
Bis zur Einführung der geplanten Weiterbildungssta-
tistik wird sich der Nettoeffekt von Weiterbildung auf 
das Arbeitskräftepotential nur grob anhand der Teil-
nehmerstatistik der Bundesanstalt für Arbeit über 
Vollzeitmaßnahmen beruflicher Fortbildung abschät-
zen lassen. Der Abbau des Nachholeffektes seit der 
Einführung der individuellen Weiterbildungsförde-
rung durch das Arbeitsförderungsgesetz, die Einfüh-
rung von Erstattungshöchstsätzen und die restrikti-
vere Bewilligungspraxis bei den Förderungsanträgen 
haben bereits 1972 zu einem nennenswerten Rück-
gang in der Zahl der Förderungsanträge geführt. Da 
keinerlei Anhaltspunkte für einen Trendbruch in der 
gesamten Weiterbildungsneigung vorliegen und da 
der Anteil des individuellen Förderungsprogrammes 
der Bundesanstalt für Arbeit an allen Weiterbildungs-
aktivitäten unbekannt ist, wurde hier nach 1971 keine 
weitere Veränderung der Arbeitsmarkteffekte von 
Weiterbildung unterstellt. 
Zusätzlich zu dem rückläufigen Erwerbsverhalten 
geht das inländische Arbeitskräftepotential durch die 
Einführung der flexiblen Altersgrenze für Männer ab 
1.1.1973 zurück15). Rund 360 000 Männer befinden sich 
am Stichtag in der relevanten Altersgruppe von 63 
bis unter 65 Jahre bzw. erreichen das 63. Lebensjahr 
15) Vgl. die Modellrechnungen von Gerhard Kühlewind: „Alternativrech-

nungen zur quantitativen Auswirkung von Änderungen der Ruhe-
standsgrenze auf das Arbeitskräfteangebot“, in: MittAB 3/1970, S. 277-
285. 

im Laufe dieses Jahres. Darunter sind rund 200000 
Pflichtversicherte, von denen die meisten an-
spruchsberechtigt sein dürften. Wie viele dieser An-
spruchsberechtigten von der neuen Regelung Ge-
brauch machen werden, ohne nebenher einer Er-
werbstätigkeit nachzugehen – anderenfalls wären sie 
nämlich formal weiterhin dem Arbeitskräftepotential 
zuzurechnen —, ist nicht bekannt. Dies wird weitge-
hend von der Art der Neuregelung des Gesetzes ab-
hängen. Auch das — nicht sehr groß zu veranschla-
gende — Angebot an entsprechenden Teilzeitarbeits-
plätzen für Männer spielt hierbei eine wichtige Rolle. 
Stärkere Auswirkungen auf das Arbeitskräftepotential 
werden sich voraussichtlich erst in der zweiten Jah-
reshälfte ergeben. In der hier vorgelegten Potential-
rechnung wurde im Jahresdurchschnitt von etwa 
50000 vorzeitigen Abgängen durch die Inanspruch-
nahme der flexiblen Altersgrenze ausgegangen. 
Das Angebot an ausländischen Arbeitskräften für den 
bundesdeutschen Arbeitsmarkt ist unverändert groß. 
In welchem Maße weiterhin darauf zurückgegriffen 
wird, hängt – abgesehen von den politischen Ent-
scheidungen über den Umfang der Ausländerbe-
schäftigung und über die Lösung der damit zusam-
menhängenden sozialen Probleme — allein von der 
Absorptionsfähigkeit des Arbeitsmarktes in der Bun-
desrepublik Deutschland ab. 

4.2 Die Arbeitskräftenachfrage 
Nach den gegenwärtigen Sozialproduktsprognosen 
der Wirtschaftsforschungsinstitute und des Sachver-
ständigenrates sowie der Zielprojektion der Bundes-
regierung wird die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
nach Gütern und Diensten im Jahre 1973 spürbar an-
steigen. Die Vorausschätzungen für die Zuwachsrate 
des nominalen Bruttoinlandsprodukts bewegen sich 
zwischen + 10½ und + 12%, für das reale Brutto-
inlandsprodukt (in Preisen von 1962) zwischen + 4½ 
und + 5½ %. 
Diese Arbeitsmarktvorausschau geht von einer Zu-
nahme des realen Bruttoinlandsprodukts um 5 % aus, 
einer eher zurückhaltenden Annahme, wie bereits 
betont. 
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Auch die Produktivität (hier Bruttoinlandsprodukt je 
Erwerbstätigen) dürfte — wie stets in Phasen des 
konjunkturellen Wiederanstiegs — infolge steigender 
Auslastung der Sachkapazitäten wieder stärker 
wachsen. Hier wird eine Zunahme um 4½ % für 
wahrscheinlich gehalten. 

Aus diesen Annahmen über Produkts- und Produkti-
vitätswachstum resultiert ein Zusatzbedarf an Ar-
beitskräften von + ½ %. Das bedeutet einen Zu-
wachs bei den Erwerbstätigen von ca. 150000 Perso-
nen. Dabei hält der strukturell bedingte Rückgang bei 
den Selbständigen und mithelfenden Familienange-
hörigen an (- 130000 Personen), die Nachfrage nach 
beschäftigten Arbeitnehmern steigt dementspre-
chend stärker (+ 1½ % oder + 290000 Personen). 
Zur Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produkti-
vität und Erwerbstätigenzahl in den Hauptwirtschafts-
bereichen vgl. die Tabellen 5,6,7 und 8 im Anhang. 

Für die Industrie wurde zum erstenmal der Versuch 
unternommen, die mutmaßliche Beschäftigtenent-
wicklung im Jahre 1973 mit Hilfe von Beschäftigungs-
funktionen zu prognostizieren. Diese Funktionen zei-
gen die Industriebeschäftigten einer Periode in Ab-
hängigkeit von dem realen Nettoproduktionswert der 
gleichen Periode, einem Zeittrend und den Beschäf-
tigten der Vorperiode16). 

 

Den Berechnungen lagen Vorausschätzungen des 
Nettoproduktionswertes für das Jahr 1973 vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) zugrun-
de. Diese mußten allerdings noch quartalisiert wer-
den, da es sich bei den verwendeten Beschäfti-
gungsfunktionen um ein Quartalsmodell handelt. 
Im großen und ganzen konnten mit Hilfe dieser Funk-
tionen plausible Vorausschätzungen der Zahl der Be-
schäftigten in den einzelnen Industriezweigen ge-
wonnen werden. Ausgewiesen werden hier allerdings 
nur die Ergebnisse für die Hauptgruppen der Indu-
strie (vgl. hierzu die Obersicht 6), weil erst weitere 
Erfahrungen mit dieser Prognosemethode gesammelt 
werden sollen. Insbesondere scheint es nach den 
vorliegenden Ergebnissen notwendig zu sein, die Ar-
beitszeitkomponente in den Funktionen noch stärker 
zu berücksichtigen. 

4.3 Die Arbeitskräftebilanz 
Die Arbeitskräftebilanz für das Jahr 1973 (vgl. Über-
sicht 7) zeigt im Vergleich zum Vorjahr ein wesentlich 
günstigeres Bild. Im einzelnen ist bei den Arbeits-
marktaggregaten mit folgenden Veränderungen (je-
weils gegenüber dem Vorjahr) zu rechnen: 
• Das inländische Arbeitskräftepotential vermindert 

sich gegenüber dem Vorjahr um ca. 230 000 Per-
sonen (— 0,9 %). Dieser Rückgang ist wegen der 
Einführung der flexiblen Altersgrenze um  rund 
50000 Personen höher als im Vorjahr (vgl. hierzu 
Abschnitt 4.1). 

• Mit etwa 10 000 Personen ist die Abnahme bei den 
inländischen  Erwerbstätigen  erheblich  geringer 
als die des Potentials. Das bedeutet, daß die Un-
terauslastung  des  inländischen Arbeitskräftepo-
tentials im Jahre 1973 stark abgebaut wird. Bei 
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den registrierten und nicht registrierten Arbeitslo-
sen („Stille Reserve“) ist mit folgenden Entwick-
lungen zu rechnen: 
Die Zahl der inländischen Arbeitslosen wird sich 
um knapp 55 000 Personen vermindern (- 23,6 %). 
Berücksichtigt man darüber hinaus, daß auch die 
Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland regi-
strierten ausländischen Arbeitslosen um gut 
10000 Personen abnehmen wird, dann ist im Jah-
resdurchschnitt 1973 mit 180000 registrierten Ar-
beitslosen zu rechnen (davon 175000 Inländer 
und 5000 Ausländer). Die Arbeitslosenquote (An-
teil der registrierten Arbeitslosen an den abhängi-
gen Erwerbspersonen) vermindert sich von 1,1 % 
im Jahre 1972 auf 0,8 % im Jahre 1973. 
Stärker noch als die Zahl der registrierten Ar-
beitslosen wird die „Stille Reserve“ zurückgehen, 
und zwar um ca. 165 000 Personen oder fast 75 %. 
Im Jahresdurchschnitt wird es dann noch 60 000 
nicht registrierte Arbeitslose geben. Gegen Jah-
resende dürfte der konjunkturell bedingte Rück-
gang der Erwerbsbeteiligung wieder aufgeholt 
und damit die „Stille Reserve“ wieder vollständig 
abgebaut sein. 

• Die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer wird um 
etwa 165000 Personen oder ca. + 7% steigen, 
nahezu ebenso stark wie im Vorjahr. Nach 2,28 
Mio. ausländischen Arbeitnehmern im Jah-
resdurchschnitt 1972 werden damit 1973 durch- 

17) In einem gegenwärtig laufenden Projekt des IAB soll u. a. auch ver-
sucht werden, diese Entwicklung zu analysieren. 

schnittlich 2,45 Mio. Ausländer in der Bundesre-
publik Deutschland beschäftigt sein. 
Die gegenüber 1972 nahezu unveränderte Zunah-
me überrascht insofern, als sich in den beiden 
Jahren die Zahl der inländischen Erwerbstätigen 
— bei relativ gleich großer Abnahme des inländi-
schen Arbeitskräftepotentials — völlig unter-
schiedlich entwickelte: Während 1972 ein Rück-
gang von -1,5% zu verzeichnen war, wird sich 
die Zahl der inländischen Erwerbstätigen 1973 
kaum verändern (— 0,1 %). Die leichte Abschwä-
chung im Beschäftigungsgrad hat sich also die-
sesmal, anders als 1967, überwiegend auf die Er-
werbstätigkeit der Inländer ausgewirkt17). 

4.4 Arbeitsvolumen und Auslastungsgrad 
Für 1973 ist mit einem Wiederanstieg des gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitsvolumens um gut 1 % zu 
rechnen. Er wird sich voraussichtlich zu gleichen 
Teilen auf die individuelle tägliche Arbeitszeit wie auf 
die Zahl der Erwerbstätigen verteilen (die Zahl der 
Arbeitstage ist in beiden Jahren gleich groß). 
Rechnerisch ergibt sich aus dieser Konstellation von 
Sozialprodukts- und Arbeitsvolumenwachstum eine 
Steigerung der durchschnittlichen Produktivität je 
geleisteter Stunde von nur knapp 4 %. Diese Rate er-
scheint im Vergleich zu entsprechenden früheren Er-
fahrungen verhältnismäßig niedrig. Mit der hier un-
terstellten Entwicklung des Arbeitsvolumens wäre 
eher ein etwas stärkeres Wachstum von Produktivität 
und Produkt vereinbar. 
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Die hier skizzierte Entwicklung wird im Laufe des 
Jahres 1973 zu einer Vollauslastung des inländischen 
potentiellen Arbeitsvolumens (Arbeitspotentials) füh-
ren. Allerdings ist das inländische Arbeitspotential, 
wie es hier verstanden wird, keine absolut unverän-
derliche Größe, zumal die Erwerbsbeteiligung der 
verheirateten Frauen, wie die Erfahrung in der letz-
ten Hochkonjunktur gezeigt hat, bei starker Arbeits-
kräftenachfrage und entsprechender arbeitsmarkt-
politischer Förderung über das hier angenommene 
Ausmaß hinausgehen könnte. Die für den Jahres-
durchschnitt errechnete geringfügige Unterausla-
stung (— 0,6 %) wird im Laufe des Jahres durch Aus-
gleich des in den vergangenen zwei Jahren eingetre-
tenen konjunkturell bedingten Rückgangs der indi-
viduellen Jahresarbeitszeit wie auch — wie oben 
erörtert — durch den Abbau konjunktureller Arbeits-
losigkeit (offener und versteckter Art) behoben wer-
den. Das angebotene inländische Arbeitsvolumen 
wird bei einer derartigen Entwicklung zum Jahresen-
de hin wieder so ausgeschöpft werden, wie dies 1970 
und in den davorliegenden Jahren guter Konjunktur 
der Fall gewesen war. 
Saldiert man die Zunahme der ausländischen Arbeit-
nehmer gegen den Rückgang der inländischen Er-
werbstätigen, so ergibt sich 1973 ein gegenüber dem 
Vorjahr um gut 150000 Personen (+ ½ %) erhöhter 
Erwerbstätigenstand (26,4 Mio.). 

 
Auf einen Ausblick auf die Arbeitsmarktentwicklung 
im Jahre 1974 muß hier aus verschiedenen Gründen 
verzichtet werden. Einmal ist die mutmaßliche Ent-
wicklung der Produktion und damit der Arbeitskräfte-
nachfrage im Jahre 1974 noch nicht zu übersehen. 
Zum anderen ist aber auch die Veränderung beim in-
ländischen Arbeitskräftepotential im nächsten Jahr 
gegenwärtig schwer abzuschätzen. Vor allem müssen 
das Erwerbsverhalten und seine Veränderung — der 
wichtigste Baustein der Potentialprognose — erneut 
analysiert werden, wenn die revidierten Zeitreihen 
zur Erwerbstätigkeit von 1961 bis 1970 vorliegen. 
18) Die zwischengeschalteten Potentialveränderungskonten sollen den 

Saldo der Potentialveränderungen sichtbar machen. 

Außerdem muß abgewartet werden, in welchem Aus-
maß die Regelung zur flexiblen Altersgrenze tatsäch-
lich in Anspruch genommen wird. Wir hoffen, in der 
nächsten Arbeitsmarktprognose im Herbst 1973 einen 
auf gesicherten Daten gegründeten Ausblick auf 1974 
geben zu können. 
4.5 Kontensystem zur Erwerbstätigkeit 
In der Arbeitskräftebilanz werden bei den einzelnen 
Arbeitsmarktaggregaten neben den Bestandszahlen 
lediglich die Bestandsveränderungen (Salden) aus-
gewiesen. Da sich arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men aber primär an den „Bruttoströmen“ zu orientie-
ren haben, ist es notwendig, die sich hinter – oft nur 
geringfügigen — Nettoveränderungen verbergenden 
Bruttozu- und -abgänge sichtbar zu machen. Das 
kann mit Hilfe eines Kostensystems geschehen, wie 
es das IAB bereits in den Arbeitsmarktprognosen der 
beiden vergangenen Jahre vorgelegt hat. Dieses 
Kontensystem wurde hier in wenig veränderter Form 
weitergeführt. Es unterscheidet zwischen folgenden 
drei Kontengruppen: 
(1) Potentialkonten, auf denen — getrennt nach Inlän-
dern  und  Ausländern  —  das Arbeitskräfteangebot 
ausgewiesen wird (inländisches Erwerbspersonenpo- 
tential und ausländische Erwerbspersonen); 
(2) Beschäftigungskonten, die den tatsächlichen Be-
stand an beschäftigten Arbeitskräften zum Ausdruck 
bringen (Arbeitnehmer, getrennt nach In- und Auslän-
dern; Selbständige und mithelfende Familienangehö-
rige) und gleichzeitig Auskunft geben über die Inan-
spruchnahme  des  verfügbaren   Arbeitskräftepoten-
tials (registrierte Arbeitslose, getrennt nach In- und 
Ausländern; „Stille Reserve“); 
(3) Potentialveränderungskonten   –   wiederum   ge-
trennt für In- und Ausländer -, die Veränderungen 
des Potentials bewirkende Bruttoströme sichtbar ma-
chen sollen. 
Das hier vorgelegte Kontensystem ist in sich ge-
schlossen; alle Veränderungen können auf den auf-
geführten Konten gebucht und gegengebucht wer-
den. Dabei ist zwischen „potentialwirksamen“ Bu-
chungen einerseits und „potentialneutralen“ Vorgän-
gen andererseits zu unterscheiden: 
(1) „Potentialneutral“ sind alle Umschichtungen in-
nerhalb der gleichen Kontengruppe (z. B. Aufnahme 
einer abhängigen Beschäftigung durch bisher regi-
strierte Arbeitslose; Einbürgerung von ausländischen 
Erwerbspersonen, die weiterhin erwerbstätig bleiben). 
Buchung und Gegenbuchung erfolgen in der gleichen 
Kontengruppe. 
(2) „Potentialwirksam“ sind dagegen alle Vorgänge 
zwischen den Kontengruppen (z. B. Ausscheiden von 
inländischen Arbeitnehmern aus dem Erwerbsleben). 
Buchung und Gegenbuchung erfolgen in verschiede-
nen Kontengruppen (Beschäftigungskonten und Po-
tentialveränderungskonten)18). 
Als nachteilig bei dieser Form des Kontensystems 
erweist sich vor allem, daß die der Erwerbstätigkeits-
phase vor- und nachgelagerten Phasen nicht in das 
System mit einbezogen sind. Bedingt dadurch können 
die potentialverändernden Ströme nur unzureichend 
sichtbar gemacht werden. Geplant ist deshalb, das 
Kontensystem in diese Richtung weiterzuentwickeln. 
Vorrangig ist aber, die bisher im vorliegenden Kon- 
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tensystem noch vielfach saldierten Ströme in Brutto-
zu- und -abgänge zu zerlegen. Hierzu können insbe-
sondere die bereits vom Statistischen Bundesamt im 
Rahmen des Mikrozensus durchgeführten Längs-
schnitterhebungen sowie die Untersuchung des IAB 
über Berufsverläufe bei männlichen Erwerbsperso-
nen herangezogen werden. Später werden dazu auch 
Angaben aus der neuen Beschäftigtenstatistik anfal-
len. 

5. Zur Arbeitsmarktentwicklung 1973 in den Bundes-
ländern und Landesarbeitsamtsbezirken 
5.1 Datenlage und Methode der regionalen 
Arbeitsmarktprognose 
Die Erarbeitung einer kurzfristigen regionalen Ar-
beitsmarktvorausschau ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt dadurch erschwert, daß die regionalstatisti-
sche Datenbasis erheblich unvollständiger ist als vor 
einem Jahr. Aufgrund der zum Teil starken Abwei-
chungen der Volkszählungsergebnisse 1970 von den 
Fortschreibungswerten bei Bevölkerung und Er-
werbstätigkeit ist eine grundlegende Revision dieser 
Zeitreihen vom Jahr 1962 ab erforderlich geworden. 
Diese Rückrechnung ist nach Bundesländern bisher 
nur für den demographischen Teil durchgeführt, eine 
korrigierte Erwerbstätigenzeitreihe liegt bislang nur 
für das Bundesgebiet insgesamt vor. Daher konnte 
diese regionale Vorausschätzung nicht in der glei-
chen Untergliederung geleistet werden wie die vor-
angegangene. Auf die Darstellung der zukünftigen 
Beschäftigtenentwicklung nach Wirtschaftsbereichen 
mußte verzichtet werden. Auch konnten keine Anga-
ben zur Erwerbstätigkeit insgesamt für die Jahre vor 
der Volkszählung ausgewiesen werden. Eine Verfei-
nerung wurde allerdings dadurch erreicht, daß die 
aus der Volkszählung 1970 resultierenden Pendler-
salden zwischen den Bundesländern in die Prognose 
eingearbeitet wurden und daher realistischere Ar-
beitskräfteangebotsrechnungen möglich waren. Da-
gegen stand dieses Mal keine auf das Bundesergeb-
nis abgestimmte koordinierte Bevölkerungsprognose 
der Statistischen Landesämter zur Verfügung. Die re-
gionale Bevölkerungsvorausschätzung mußte aus der 
Globalprognose abgeleitet werden. 
Der methodische Ansatz sowie die Problematik der 
regionalen kurzfristigen Arbeitsmarktvorausschät-
zungen sind in den Vorbemerkungen zur letzten Re-
gionalprognose ausführlich erläutert worden (MittAB, 
4/1971). 
Bei der Berechnung des zukünftigen Arbeitskräftean-
gebots wurde das Potentialkonzept der Globalprog-
nose verwendet. Auf der Nachfrageseite dagegen 
konnte – wegen des Fehlens einer koordinierten re-
gionalen Sozialproduktsprognose — das im Globalteil 
angewandte Verfahren der indirekten Beschäftigten- 
19) Die strukturelle und konjunkturelle Entwicklung der Industriebe-

schäftigung in den Ländern und Landesarbeitsamtsbezirken ab 1960 
ist Gegenstand einer ausführlicheren Untersuchung im laufenden 
Forschungsprogramm des IAB. 

20)  Diese Definition vernachlässigt einen Aspekt, der besonders bei 
Konzentration bestimmter Wirtschaftszweige in wenigen Regionen 
Gewicht bekommt: In die bundesdurchschnittliche Entwicklung sind 
bei der Durchschnittsbildung bereits die regionalen Strukturen mit 
eingegangen. Da im folgenden nur mit industriellen Hauptgruppen 
gearbeitet wurde, wurde dieses Interdependenzproblem weitgehend 
ignoriert bzw. durch Plausibilitätsüberlegungen (z. B. beim Bergbau) 
in Einzelfällen berücksichtigt. 

21)  In der Literatur finden sich verschiedene, zum Teil kompliziertere 
Anwendungen der regionalen Komponentenzerlegung. Ausführlicher 
wird im Rahmen der erwähnten Untersuchung auf die verschiedenen 
Konzepte eingegangen werden. 

Vorausschätzung über die Entwicklung von Bruttoin-
landsprodukt und Produktivität nicht eingehalten wer-
den. Hier mußte aus der Beobachtung der regio-
nalen Entwicklungstendenzen in einzelnen Wirt-
schaftsbereichen (Industrie, Bauhauptgewerbe) die 
zukünftige Gesamtnachfrage nach Arbeitskräften 
autonom geschätzt werden. In einem zweiten Schritt 
wurde iterativ die Konsistenz mit der Globalprognose 
hergestellt. Die Berechnung von Bruttoinlandspro-
dukt und Produktivität in den Regionen diente ledig-
lich der Plausibilitätskontrolle. 

Erstmals wurde in diesem Jahr versucht, die Be-
schäftigung in der Industrie nach Ländern und Indu-
striehauptgruppen vorauszuschätzen. Dies erfolgte 
nach dem methodischen Konzept der „Shift-Analy-
se“19). Dieses Konzept geht davon aus, daß der tat-
sächliche Wirtschaftsablauf in einer bestimmten re-
gionalen Einheit in zwei Komponenten zerlegt wer-
den kann: eine Wirtschaftszweigstruktur-Komponen-
te (häufig einfach als „Strukturkomponente“ be-
zeichnet), und eine Standortkomponente. In der 
Strukturkomponente schlägt sich die überregionale 
Entwicklung eines Wirtschaftszweigs nieder, die hier 
mit der bundesdurchschnittlichen Wirtschaftszweig-
entwicklung gleichgesetzt wurde20). 

Ein Anlegen der bundesdurchschnittlichen Verände-
rungsrate eines Wirtschaftszweigs (einer industriel-
len Hauptgruppe usw.) an die zweigspezifische Be-
schäftigtenzahl des Vorjahres tn_1 in einer bestimmten 
Region ergibt die sogenannte „hypothetische“ oder 
„standortneutrale“ Beschäftigung im darauffolgen-
den Jahr tn. Diese „hypothetische“ Beschäftigung 
wäre ohne Einfluß regionaler Faktoren in der betref-
fenden Region erreicht worden. Die Differenz aus tat-
sächlicher Beschäftigung im Jahre tn und hypotheti-
scher Beschäftigung im Jahre tn ergibt eine Meßzahl 
für die Summe, genauer den „Saldo“ aller positiven 
und negativen regionalspezifischen Einflüsse auf die 
wirtschaftszweigspezifische Entwicklung in dieser Re-
gion. Diese Meßzahl in % der tatsächlichen Beschäfti-
gung im Jahre tn wird hier als „Standortfaktor“ defi-
niert21). Diese Standortfaktoren wurden für die Indu-
striebeschäftigung nach Hauptgruppen und Ländern 
für die Jahre 1966 bis 1972 jährlich und als jährlicher 
Durchschnitt dieses Zeitraums errechnet. 
Die Prognose erfolgte in zwei Schritten: Zunächst 
wurde eine hypothetische regionale Entwicklung der 
Industriebeschäftigten nach Hauptgruppen durch An-
legen der für 1973 prognostizierten bundesdurch-
schnittlichen Veränderungsraten (vgl. Übersicht 6) an 
die Jahresdurchschnittswerte der Länder für 1972 
(vgl. Tabelle 14) errechnet. 
Diese hypothetische Beschäftigung wurde dann mit 
Hilfe der jeweiligen jahresdurchschnittlichen Stand-
ortfaktoren korrigiert. Die Ergebnisse dieser Schät-
zung wurden anhand vorliegender Zeitreihen der re-
gionalen Beschäftigtenentwicklung auf Plausibilität 
überprüft. Bei dieser Plausibilitätskontrolle wurden 
krassere regionale Abweichungen eher zugunsten 
vorsichtigerer Schätzungen korrigiert. 
Es ist klar, daß dieser erste Versuch einer Voraus-
schätzung mit Hilfe regionaler Standortfaktoren mit 
Mängeln behaftet ist. So sind ja nicht die eigentlichen 
Determinanten regionaler Besonderheiten Grundlage 
der Analyse, sondern lediglich der „Saldo“ aller re- 
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gionalen Besonderheiten in ihrer Wirkung auf die Be-
schäftigung, ausgedrückt im Standortfaktor. Außer-
dem wird unterstellt, daß keine grundlegenden Ände-
rungen im Gefüge der Standortvorteile und Standort-
nachteile eintreten. Diese Annahme erscheint jedoch 
zumindest für eine kurzfristige Schätzung als akzep-
tabel. 
Aus alledem ergibt sich, daß diese Prognose der re-
gionalen Industriebeschäftigung in erster Linie An-
haltspunkte für die künftige Entwicklungsrichtung 
liefern kann. 

5.2 Regionale Arbeitsmarktentwicklung 
In den Tabellen 9 bis 20 sind die Ergebnisse der 
regionalen Arbeitsmarktprognose ausgewiesen. Bei 
der Erläuterung der zukünftigen Entwicklung wird 
das Schwergewicht auf den absoluten Veränderun-
gen der einzelnen Aggregate gegenüber dem Vorjahr 
liegen. Die in den Tabellen ausgewiesenen relativen 
Veränderungen stellen rechnerische Ergebnisse des 
Vergleichs gerundeter Zahlen dar. Eine Interpre-
tation dieser Veränderungsraten ist besonders bei 
kleinen Zahlen problematisch. 
In den einzelnen Bundesländern und Landesarbeits-
amtsbezirken werden folgende Entwicklungen auf 
dem Arbeitsmarkt erwartet: 

Schleswig-Holstein 
Wie schon in den Vorjahren werden sich auch 1973 
Wohnbevölkerung und Arbeitskräfteangebot in 
Schleswig-Holstein positiver entwickeln als im Bun-
desdurchschnitt. Bei einer Zunahme der Einwohner 
um 11 000 Personen bleibt die Zahl der Erwerbsper-
sonen konstant, und die Erwerbsquote sinkt geringfü-
gig auf 41,0%. Dabei muß berücksichtigt werden, 
daß nahezu 9% des schleswig-holsteinischen Ar-
beitskräfteangebots (ca. 90000 Personen) vom be-
nachbarten Land Hamburg absorbiert werden. Der 
bereits 1972 beobachtete starke Ausländerzustrom 
dürfte auch 1973 anhalten. 
Die Ausländerquote wird bei 38000 ausländischen 
Arbeitnehmern auf 4,7 % ansteigen, aber weiterhin 
die niedrigste im Bundesgebiet bleiben. 
Der allgemein erwartete Beschäftigtenanstieg wird in 
Schleswig-Holstein deutlicher sein als im Bundes-
durchschnitt. Nachdem die Zahl der Arbeitnehmer 
auch 1972 – im Jahr des konjunkturellen Tiefpunkts 
— noch geringfügig gegenüber dem Vorjahr ange-
stiegen war, wird sie sich 1973 um 15000 Personen 
bzw. 1,9 % beträchtlich erhöhen. Die Erwerbstätigen-
zahl insgesamt dürfte um 9000 Personen über derje-
nigen von 1972 liegen. 
Die Durchschnittszahl von 12000 registrierten Ar-
beitslosen 1972 wird im Jahr 1973 auf 10000 Perso-
nen zurückgehen. Das entspricht immerhin noch 
einer Arbeitslosenquote von 1,2 % und liegt deutlich 
höher als der Vergleichswert des Bundesgebietes 
insgesamt von 0,8 %. Daneben wird die unregistrierte 
Arbeitslosigkeit in Höhe von etwa 2000 Personen be-
stehen bleiben. 
Industriebeschäftigung 
Der zu erwartende Anstieg der Industriebeschäftigten 
( + 1500 Personen) wird mit ca. + 1 % knapp über der 
bundesdurchschnittlichen Wachstumsrate liegen. Er 

wird vor allem von einer überdurchschnittlichen Zu-
nahme um 2500 bis 3000 Beschäftigte im Investitions-
güterbereich getragen werden. Ein leichter Rückgang 
bei der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie, 
der einem seit 1965 für Schleswig-Holstein zu beob-
achtenden Trend entspricht, fällt wegen des relativ 
niedrigen Anteils an der Industriebeschäftigung 
(1972: 12,5%) für die Gesamtentwicklung kaum ins 
Gewicht. 

Hamburg 
Parallel zu der abnehmenden Wohnbevölkerung — im 
Jahre 1973 nahezu 20000 Personen gegenüber dem 
Vorjahr – wird auch das hamburgische Arbeitskräf-
teangebot um 5000 Personen und damit stärker als im 
Bundesdurchschnitt zurückgehen. Die Erwerbsbetei-
ligung erhöht sich auf 46,8 % und erreicht damit 
erstmals den höchsten Wert unter den Bundeslän-
dern. Daneben muß allerdings berücksichtigt werden, 
daß Hamburg in erheblichem Umfang Arbeitskräfte 
aus den benachbarten Bundesländern anzieht. Der 
Einpendlerüberschuß in Höhe von etwa 120000 Per-
sonen kommt zu drei Vierteln aus Schleswig-Holstein 
und zu einem Viertel aus Niedersachsen. Bei einer 
voraussichtlichen Zunahme der Zahl ausländischer 
Arbeitskräfte um 4000 Personen steigt die hamburgi-
sche Ausländerquote auf über 8 %. Nachdem der 
konjunkturelle Beschäftigungsabbau in den Jahren 
1971 und 1972 in Hamburg ausgeprägter war als im 
Bundesdurchschnitt, ist auch 1973 nur mit einer 
schwächeren Belebung als im gesamten Bun-
desgebiet zu rechnen. Der Mehrbedarf an Erwerbstä-
tigen dürfte bei etwa 2000 Personen liegen. Im Jah-
resdurchschnitt 1973 wird sich die registrierte Ar-
beitslosigkeit um etwa 1000 Personen abbauen las-
sen. Daneben dürften in Höhe von rund 2000 Perso-
nen „Stille Reserven“ bestehen bleiben. 
Industriebeschäftigung 
Mit Ausnahme der Grundstoff- und Produktionsgüter-
industrie wird sich der bereits in den letzten Jahren 
beobachtete überdurchschnittliche Abbau der Be-
schäftigtenzahlen auch 1973 in abgeschwächter Form 
fortsetzen. Es ist mit einem Rückgang der Industrie-
beschäftigung um 2000 Personen bis 3000 Personen 
zu rechnen. 

Landesarbeitsamtsbezirk 
Schleswig-Holstein/Hamburg 
Der überdurchschnittliche Anstieg von Arbeitskräfte-
angebot und Beschäftigung in Schleswig-Holstein er-
gibt zusammen mit den schwächeren Tendenzen im 
Land Hamburg für den Landesarbeitsamtsbezirk 
insgesamt 1973 eine Entwicklung, die etwa derjeni-
gen im Bundesgebiet entspricht. 
Die Erwerbsbeteiligung dürfte nicht so stark wie im 
Bundesdurchschnitt zurückgehen. Die Ausländerbe-
schäftigung wird voraussichtlich um 8000 Personen, 
die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt um 11 000 
Personen zunehmen. 
Bei einem Jahresdurchschnitt von 13 000 Arbeitslosen 
liegt die Arbeitslosenquote mit 0,8 % genauso hoch 
wie im Bundesgebiet. 
Industriebeschäftigung 
Für die Industriebeschäftigung ergibt sich trotz leicht 
überdurchschnittlicher Tendenzen in Schleswig-Hol- 
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stein aufgrund der Hamburger Entwicklung insge-
samt eine eher unterdurchschnittliche Entwicklung. 

Niedersachsen 

Die Entwicklung in Niedersachsen ist weitgehend 
identisch mit den Veränderungen der einzelnen Ag-
gregate im Bundesdurchschnitt. Das Arbeitskräftean-
gebot wird wie schon im Vorjahr auch 1973 abneh-
men. Bei einem Rückgang um 10000 Ewerbsperso-
nen sinkt die Erwerbsbeteiligung um 0,2 %-Punkte 
auf 42,0 %. Niedersachsen hat dazu einen Berufsaus-
pendlersaldo von etwa 100000 Personen, der rund 
zur Hälfte vom Land Bremen und zur anderen Hälfte 
von Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Hessen ab-
sorbiert wird. Die Zahl der ausländischen Arbeits-
kräfte dürfte sich 1973 um 10000 Personen erhöhen, 
die Ausländerquote damit 6,0 % erreichen. 

Die Beschäftigung wird in Niedersachsen voraus-
sichtlich im selben Maße ansteigen wie im Bundes-
gebiet insgesamt. Nachdem die Zahl der Erwerbstäti-
gen im Jahr 1972 gegenüber dem Vorjahr um 26000 
Personen zurückgegangen ist, wird 1973 ein Mehrbe-
darf von 18 000 Personen auftreten. 

Entsprechend der gegenläufigen Entwicklung von 
Arbeitskräfteangebot und -nachfrage ist 1973 eine 
Abnahme der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosen-
zahl in Niedersachsen auf unter 30000 Personen zu 
erwarten. Die sich daraus ergebende Arbeitslosen-
quote von 1,3% liegt allerdings noch immer be-
trächtlich über derjenigen des gesamten Bundesge-
biets. Die unregistrierte Arbeitslosigkeit ist daneben 
auf rund 7000 Personen zu veranschlagen. 

Industriebeschäftigung 
Die gesamte Industriebeschäftigung dürfte 1973 in 
Niedersachsen mit + 1 % (+ 9000 Personen) relativ 
stark zunehmen. Im Jahr 1972 erfolgte ein kräftiger 
Abbau, der sich auf den Investitionsgüterbereich, und 
dort vor allem auf den Fahrzeugbau, konzentrierte. 
Für 1973 ist ein verhältnismäßig starker Anstieg 
in der Investitionsgüterindustrie zu erwarten, wo-
bei die prognostizierte Zunahme um knapp 10000 
Beschäftigte eher über- als unterschritten werden 
dürfte. Das Bild in den übrigen Hauptgruppen ist un-
einheitlich: Die Beschäftigung im Bergbau dürfte mit 
— 5 % nicht so stark abgebaut werden wie im Bun-
desdurchschnitt (- 8 %). In der Grundstoff- und Pro-
duktionsgüterindustrie wird die Entwicklung stagnie-
ren oder leicht rückläufig sein. Dieses Zurückbleiben 
hinter der Bundesentwicklung war seit 1965 stärker 
ausgeprägt, als für 1973 zu erwarten ist. Die übrigen 
beiden Hauptbereiche Verbrauchsgüter- bzw. Nah-
rungs- und Genußmittelindustrie werden, wenn über-
haupt, nur geringfügig vom Bundesdurchschnitt nach 
oben abweichen. 

Bremen 
Wie bereits im Jahre 1972 so wird auch 1973 die Ent-
wicklung der Wohnbevölkerung in Bremen leicht 
rückläufig sein. Allerdings ist dieser Rückgang weit 
weniger ausgeprägt als bei den anderen Stadtstaa-
ten. Die Zahl der Erwerbspersonen dürfte in Bremen 
um 1000 Personen geringfügig abnehmen, die Er-
werbsquote mit 42,9% konstant bleiben. Daneben 
wird das niedersächsische Arbeitskräfteangebot wei- 

terhin in Höhe von etwa 55 000 Personen in Anspruch 
genommen werden. Auch die Zahl der ausländischen 
Arbeitskräfte wird 1973 um mindestens 2000 Perso-
nen zunehmen, die Ausländerquote auf über 6 % an-
steigen. 

Der Mehrbedarf an Erwerbstätigen wird 1973 etwa 
3000 Personen betragen. Damit wird der jahresdurch-
schnittliche Bestand von 1971 nahezu wieder er-
reicht. Mit einer Arbeitslosenzahl von rund 4000 Per-
sonen im Jahr 1973 verringert sich die Arbeitslosen-
quote von 1,8% im Vorjahr auf 1,2% im Prognose-
zeitraum. Die unregistrierte Arbeitslosigkeit kann auf 
etwa 1000 Personen veranschlagt werden. 

Industriebeschäftigung 
Im Gegensatz zu Hamburg wird die Industriebeschäf-
tigung in Bremen zumindest nicht zurückgehen. Die 
Entwicklung der Hauptgruppen wird nur wenig vom 
Bundesdurchschnitt abweichen. 

Landesarbeitsamtsbezirk 
Niedersachsen/Bremen 
Der zusammengefaßte Arbeitsmarkt der Länder 
Niedersachsen und Bremen bewegt sich in seinen 
Tendenzen im Prognosejahr 1973 etwa im Rahmen 
des Bundesdurchschnitts. Einem Rückgang der Er-
werbspersonenzahl um 0,3 % wird ein Mehrbedarf an 
Erwerbstätigen von 0,6 % gegenüberstehen. Die Zahl 
der Arbeitslosen dürfte um 13000 auf etwa 33000 
Personen zurückgehen. Die Arbeitslosenquote wird 
weiterhin über 1 % liegen. 

Industriebeschäftigung 
Die Tendenzen bei der Industriebeschäftigung bewe-
gen sich 1973 um oder leicht über dem Bundes-
durchschnitt, wobei in der Investitionsgüterindustrie 
aufgrund der Entwicklung in Niedersachsen mit 
einem etwas kräftigeren Anstieg der Beschäftigung 
zu rechnen ist. 

Nordrhein-Westfalen 
Die voraussichtliche konjunkturelle Arbeitsmarktbe-
lebung wird im Jahr 1973 in Nordrhein-Westfalen 
schwächer sein als im Bundesgebiet insgesamt. 

Bei einer relativ starken Abnahme der Zahl der Er-
werbspersonen um etwa 0,7 % (- 47 000 Personen) 
dürfte die Erwerbsbeteiligung um 0,3%-Punkte auf 
40,7 % zurückgehen. Aus benachbarten Bundeslän-
dern wird das Arbeitskräfteangebot nur in ver-
gleichsweise geringem Umfang absorbiert. Der posi-
tive Pendlersaldo beträgt etwa 20000 Erwerbstätige. 
Allerdings wird die zusätzliche Inanspruchnahme des 
ausländischen Arbeitskräfteangebots in Höhe von 
39000 Personen die Ausländerquote 1973 auf über 
11 % ansteigen lassen. Der Beschäftigungsanstieg 
wird mit + 0,3 % geringer sein als im Bundesdurch-
schnitt. Im Jahresdurchschnitt ist ein Mehrbedarf von 
rund 20 000 Erwerbstätigen zu erwarten. 

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen wird im 
Durchschnitt des Jahres 1973 um etwa 20000 Perso-
nen unter dem Vergleichswert des Vorjahres liegen. 
Daraus resultiert eine Arbeitslosenquote von 0,9 %. 
Es muß angenommen werden, daß noch „Stille Re-
serven“ in Höhe von mindestens 17000 Personen be-
stehen bleiben. 
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Industriebeschäftigung 
Für die zukünftige Industriebeschäftigung in Nord-
rhein-Westfalen werden die Strukturprobleme der 
Kohlewirtschaft weiterhin eine wesentliche Rolle 
spielen. Es muß mit einer mindestens bundesdurch-
schnittlichen, wenn nicht stärkeren Abnahme der Be-
schäftigung im Bergbau um 8 bis 9 % gerechnet wer-
den, d. h. mit einer Verminderung um ca. 19000 Ar-
beitnehmer. Für die Grundstoff- und Produktions-
güterindustrie wird eine knapp über dem Bundes-
durchschnitt liegende Zunahme (+ 5000 Beschäftigte) 
als wahrscheinlich angenommen. In der Investitions-
güterindustrie ist ebenfalls mit einer leicht überdurch-
schnittlichen Beschäftigtenentwicklung zu rechnen 
(+ 18000 Personen). Da jedoch der Rückgang in der 
Kohleindustrie stark auf die Gesamtzahl durchschlägt, 
wird die Industriebeschäftigung trotz einer Steigerung 
bei den meisten übrigen Hauptgruppen insgesamt mit 
+ 5000 Beschäftigten nur wenig zunehmen. 

Hessen 
An den vergleichsweise schwachen konjunkturellen 
Beschäftigungsrückgang im Jahr 1972 wird sich in 
Hessen 1973 eine überproportional starke konjunktu-
relle Belebung anschließen. Wie schon in den Vor-
jahren wird die hessische Wohnbevölkerung mit 
+ 0,5% (30000 Personen) in stärkerem Maße stei-
gen als die Bevölkerung im Bundesgebiet insgesamt. 
Bei leicht rückläufiger Erwerbspersonenzahl verrin-
gert sich die Erwerbsquote um 0,2 %-Punkte und 
dürfte erstmalig unter 44 % liegen. Die Pendlerbilanz 
Hessens mit dem übrigen Bundesgebiet ist nahezu 
ausgeglichen. Der Bestand an ausländischen Arbeit-
nehmern wird 1973 wie bereits im Vorjahr voraus-
sichtlich wieder um rund 20000 Personen zunehmen. 
Daraus ergibt sich eine Ausländerquote von 14%. 
Hessen liegt mit diesem Anteil weiterhin nach Baden-
Württemberg an zweiter Stelle in der Ausländer-
beschäftigung. Die Zahl der Erwerbstätigen insge-
samt wird 1973 um 0,8% bzw. 19000 Personen an-
steigen. Damit wäre der Beschäftigungsrückgang des 
Vorjahres mehr als ausgeglichen. 
Die Arbeitslosigkeit wird 1973 im Jahresdurchschnitt 
in Hessen um ein Drittel niedriger sein als im Vorjahr. 
Damit sinkt die Arbeitslosenquote auf 0,7 %. Neben 
etwa 14000 registrierten Arbeitslosen ist noch in 
Höhe von 5000 Personen mit unregistrierten Arbeits-
losen zu rechnen. 

Industriebeschäftigung 
Die überproportionale konjunkturelle Belebung setzt 
sich auch bei der Beschäftigtenentwicklung in der 
Industrie fort (+ 8000 Personen). Vor allem bei der 
Investitionsgüterindustrie sind stärkere Impulse zu er-
warten (Zunahme um + 7000 bis + 8000 Beschäf-
tigte). Lediglich in der Nahrungs- und Genußmittel-
industrie könnte der Rückgang noch stärker als im 
Bundesdurchschnitt sein. 

Rheinland-Pfalz 
Die konjunkturelle Arbeitsmarktbelebung im Jahr 
1973 wird in Rheinland-Pfalz stärker sein als im Bun-
desdurchschnitt. Die rheinland-pfälzische Wohnbe-
völkerung wird — wie in den Vorjahren — vergleichs-
weise schwach ansteigen. Ein Grund dafür dürfte in 

dem im Vergleich zu den meisten anderen Bundes-
ländern geringen Anteil der ausländischen Wohnbe-
völkerung liegen. Bei einer nahezu konstanten Er-
werbspersonenzahl wird die Erwerbsbeteiligung nur 
geringfügig auf 41,7% sinken. Ein nicht unbeträchtli-
cher Teil der Erwerbspersonen des Landes Rhein-
land-Pfalz wird von den benachbarten Bundesländern 
abgezogen. Der negative Berufspendlersaldo beläuft 
sich auf mehr als 60 000 Personen. Wie schon in den 
Vorjahren wird auch 1973 der Zustrom an ausländi-
schen Arbeitskräften in Rheinland-Pfalz relativ stär-
ker sein als im Bundesgebiet insgesamt. Die Aus-
länderquote dürfte auf 6,9 % ansteigen. 

Der voraussichtliche Beschäftigungsanstieg von 
0,9% bzw. 13000 Erwerbstätigen im Jahr 1973 ge-
genüber dem Vorjahr ist deutlich stärker als im Bun-
desgebiet insgesamt. 

Dementsprechend kann auch ein beträchtlicher Ab-
bau der Arbeitslosigkeit erwartet werden. Im Jahres-
durchschnitt dürfte die Zahl der registrierten Arbeits-
losen von 13 000 Personen 1972 auf etwa 8000 Perso-
nen im Jahr 1973 zurückgehen. Das entspräche einer 
Arbeitslosenquote von 0,8%. Die restliche unregi-
strierte Arbeitslosigkeit wird auf rund 3000 Personen 
veranschlagt. 

Industriebeschäftigung 
Die Industriebeschäftigung wird um 3500 Personen, 
gleich + 1 % zunehmen. Vor allem in der Investitions-
güterindustrie werden die Beschäftigtenzahlen über-
proportional ansteigen (um ca. 4000 Beschäftigte im 
Jahresdurchschnitt). In der Verbrauchsgüter- und der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie wird zumindest 
der Bundesdurchschnitt erreicht, während für die 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie ein eher 
schwächerer Verlauf anzunehmen ist. 

Saarland 
Der konjunkturelle Abschwung des Jahres 1972 war 
im Saarland bedeutend schwächer als im Bundes-
durchschnitt; die 1973 zu erwartenden konjunkturellen 
Auftriebstendenzen werden voraussichtlich ebenfalls 
nicht so ausgeprägt sein wie im gesamten Bundes-
gebiet. 

Die strukturellen Probleme der saarländischen Wirt-
schaft dürften hier die konjunkturellen Bewegungen 
stark überlagern. 

Die Wohnbevölkerung im Saarland wird 1973 wie 
schon im Vorjahr leicht abnehmen. Bei ebenfalls 
rückläufiger Erwerbspersonenzahl wird die ohnehin 
niedrigste Erwerbsbeteiligung aller Bundesländer um 
weitere 0,2 %-Punkte auf 37,4 % sinken. Allerdings 
steht dem Saarland bei einem positiven Pendlersaldo 
von etwa 15000 Erwerbstätigen in erheblichem Um-
fang Arbeitskräftepotential der benachbarten Bun-
desländer zur Verfügung. Die Ausweitung der Aus-
länderbeschäftigung dürfte sich 1973 mit zusätzlich 
etwa 2000 ausländischen Arbeitnehmern weiterhin 
abschwächen. Daraus wird eine Ausländerquote von 
7,9 % resultieren. 

Nachdem im Jahre 1972 das Beschäftigungsniveau 
des Vorjahres nahezu aufrechterhalten werden konn-
te, ist 1973 mit einem Mehrbedarf von etwa 2000 Er-
werbstätigen zu rechnen. 
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Dementsprechend wird die jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenzahl 1973 um mindestens 1000 Personen 
unter der des Vorjahres liegen. Die daraus folgende 
Arbeitslosenquote von 1,3% ist aber weiterhin be-
trächtlich höher als der Wert von 0,8 % für das Bun-
desgebiet insgesamt. Allerdings dürfte die unregi-
strierte Arbeitslosigkeit auf unter 1000 Personen ab-
sinken. 

Industriebeschäftigung 
Während im Bereich der Verarbeitenden Industrie 
eine durchschnittliche bis leicht überdurchschnittliche 
Beschäftigungszunahme (+ 3000 Personen) zu erwar-
ten ist, führt der Rückgang der Beschäftigung im Berg-
bau um — 2000 Erwerbstätige zu einer nur wenig nach 
oben gerichteten Gesamttendenz. Der Beschäftigten-
abbau im Bergbau dürfte mit einer etwas geringeren 
Prozentrate (- 6 bis – 7 %) erfolgen als in Nordrhein-
Westfalen. 

Landesarbeitsamtsbezirk 
Rheinland-Pfalz/Saarland 
Im LAA-Bezirk wird 1973 die leicht unterdurch-
schnittliche Arbeitsmarktentwicklung einiger Aggre-
gate im Saarland durch positivere Tendenzen in 
Rheinland-Pfalz mehr als kompensiert. Die 
Erwerbsbeteiligung wird nahezu konstant bleiben, 
aber mit 40,7 % weiterhin die niedrigste von allen 
betrachteten Regionen sein. Die ebenfalls ver-
gleichsweise niedrige Ausländerquote wird auf über 
7 % ansteigen. Der Mehrbedarf an Erwerbstätigen 
wird mit +0,8% (25000 Personen) relativ stärker 
sein als die Zunahme im gesamten Bundesgebiet. 
Registrierte und unregistrierte Arbeitslosigkeit zu-
sammen dürften 1973 auf etwa 17000 Personen zu-
rückgehen. 

Industriebeschäftigung 
Der Einfluß des größeren Bundeslandes Rheinland-
Pfalz wird trotz der unterdurchschnittlichen Zunahme 
im Saarland zu einer etwas über dem Durchschnitt 
liegenden Beschäftigtenentwicklung im Landesar-
beitsamtsbezirk Rheinland-Pfalz/Saarland führen, 
wobei die Investitionsgüterindustrie Hauptträger des 
Aufschwungs sein wird. 

Baden-Württemberg 

Für das Jahr 1973 zeichnet sich bei Baden-Württem-
berg eine relativ kräftige konjunkturelle Arbeitsmarkt-
belebung ab. 
Das Wachstum der Wohnbevölkerung wird — wie 
auch in den vergangenen Jahren – wegen des hohen 
Ausländeranteils stärker sein als im Bundesdurch-
schnitt. Bei nahezu konstanter Erwerbspersonenzahl 
ist ein geringfügiger Rückgang der Erwerbsquote auf 
45,5 % zu erwarten. Daneben zieht Baden-Württem-
berg in Höhe von mehr als 60 000 Erwerbstätigen Ar-
beitskräftepotential aus anderen Bundesländern ab. 
Die Ausländerbeschäftigung ist 1972 nur unterpro-
portional angestiegen, dürfte sich aber im Prognose-
jahr bei etwa durchschnittlichem Wachstum auf na-
hezu 600 000 Personen erhöhen. Die Ausländerquote 
wird mit 16,7% weiterhin die höchste im Bundesge-
biet sein. Der konjunkturelle Beschäftigungsrück-
gang des Jahres 1972 wird in Baden-Württemberg 

1973 mehr als ausgeglichen. Der Mehrbedarf an Er-
werbstätigen wird mit 32000 Personen relativ größer 
sein als im Bundesdurchschnitt. 
In Baden-Württemberg, dem Land mit der vergleichs-
weise geringsten Arbeitslosigkeit, wird die jahres-
durchschnittliche Arbeitslosenzahl 1973 mit rund 
10000 Personen um ein Drittel niedriger sein als im 
Vorjahr. Die Arbeitslosenquote wird damit auf 0,3 % 
sinken. Allerdings muß die unregistrierte Arbeits-
losigkeit noch auf nahezu 9000 Personen veranschlagt 
werden. 
Industriebeschäftigung 
Die Industriebeschäftigung wird sich 1973 mit einem 
Anstieg um mindestens 15000 Personen ebenfalls 
überdurchschnittlich entwickeln, wobei die überdurch-
schnittliche Zunahme beinahe ausschließlich auf den 
Investitionsgüterbereich entfallen wird. Bei den übri-
gen Hauptgruppen dürfte sich die Entwicklung um 
den Bundesdurchschnitt bewegen. 

Landesarbeitsamtsbezfrk 
Nordbayern 
Im LAA-Bezirk Nordbayern werden – wie auch in den 
übrigen süddeutschen Regionen — die expansiven 
Arbeitsmarkttendenzen 1973 vergleichsweise stark 
ausgeprägt sein. 
Die Wachstumsrate der Bevölkerung wird weiterhin 
unter derjenigen des gesamten Bundesgebietes lie-
gen. Jedoch dürfte sich die Zahl der Erwerbsperso-
nen positiver entwickeln und somit die Erwerbsbetei-
ligung mit 45,5 % nicht unter den Vorjahresstand ab-
sinken. Nordbayern hat gegenüber dem übrigen Bun-
desgebiet einen negativen Berufspendlersaldo von 
15000 Personen. Im Jahresdurchschnitt 1973 werden 
rund 9000 ausländische Arbeitnehmer mehr in Nord-
bayern sein als im Vorjahr. Die Ausländerquote wird 
damit auf 6,8 % steigen, aber weiterhin die niedrigste 
bei den süddeutschen Regionen sein. Bei einem vor-
aussichtlichen Mehrbedarf von fast 2000 Erwerbstäti-
gen im Jahresdurchschnitt 1973 ist ein relativ kräfti-
ger Beschäftigungsanstieg im Landesarbeitsamtsbe-
zirk zu erwarten. 
Die im Jahre 1972 im Vergleich zu allen anderen 
Regionen am schwächsten angestiegene Arbeits-
losigkeit in Nordbayern wird 1973 voraussichtlich 
um mindestens 5000 Personen zurückgehen. Aus 
einem Bestand von 17000 Arbeitslosen ergibt sich 
eine Arbeitslosenquote von 1,0% im Jahresdurch-
schnitt. Die unregistrierte Arbeitslosenzahl dürfte 
sich auf etwa 5000 Personen vermindern. 

Landesarbeitsamtsbezirk 
Südbayern 
Die konjunkturellen Auftriebstendenzen am Arbeits-
markt des LAA-Bezirks Südbayern werden 1973 
ebenso wie im nördlichen Teil des Landes stärker 
ausgeprägt sein als im Bundesdurchschnitt. 
Wie schon in den Vorjahren wird das Wachstum der 
Wohnbevölkerung im LAA-Bezirk 1973 stärker sein als 
im Bundesdurchschnitt. Die Zahl der Erwerbsperso-
nen kann 1973 im Vergleich zum Vorjahr als nahezu 
konstant angenommen werden. Daraus ergibt sich 
mit 46,2 % eine um 0,4 %-Punkte niedrigere Er-
werbsbeteiligung als 1972. Mit dieser Erwerbsquote 
liegt Südbayern an der Spitze aller Flächenländer; 
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nur in Hamburg wird eine höhere Erwerbsbeteiligung 
verzeichnet. Südbayern verliert bei einem negativen 
Pendlersaldo von etwa 13000 Personen allerdings 
einen geringen Teil seines Arbeitskräftepotentials an 
Baden-Württemberg. Der Anstieg der Ausländerbe-
schäftigung wird auch 1973 im LAA-Bezirk etwas 
stärker sein als im Bundesdurchschnitt. Nach Baden-
Württemberg und Hessen wird Südbayern mit 13,1 % 
weiterhin die dritthöchste Ausländerquote haben. 

Der konjunkturelle Beschäftigtenrückgang im Jahre 
1972 war in Südbayern bedeutend geringer als im 
Bundesdurchschnitt. 1973 wird ein Mehrbedarf an Er-
werbstätigen von rund 20000 Personen bzw. + 0,8 % 
auftreten. Dieser Beschäftigungsanstieg ist relativ 
stärker als derjenige im gesamten Bundesgebiet. 

Die jahresdurchschnittliche Zahl der registrierten Ar-
beitslosen wird 1973 in Südbayern bei 19000 Perso-
nen liegen, die Arbeitslosenquote bei 0,9 %. Daneben 
werden „Stille Reserven“ in Höhe von rund 6000 Per-
sonen bestehenbleiben. 

Bayern 
Auf dem Gesamtarbeitsmarkt des Landes Bayern 
werden sich entsprechend den überproportional po-
sitiven Tendenzen in den beiden Teilen die konjunk-
turellen Auftriebskräfte 1973 ebenfalls deutlich zei-
gen. 

Bei weiterhin starkem Bevölkerungswachstum und 
nur geringfügig steigender Erwerbspersonenzahl 
wird die Erwerbsbeteiligung in Bayern auf 45,9 % zu-
rückgehen, aber weiterhin unter den Flächenländern 
an der Spitze liegen. 

Die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer dürfte sich 
auf 400000 Personen erhöhen, die Ausländerquote 
erstmals über 10 % liegen. 

Bei einem deutlichen Beschäftigungsanstieg wird die 
registrierte Arbeitslosigkeit auf 36000 Personen im 
Jahresdurchschnitt 1973 zurückgehen. Die „Stille Re-
serve“ muß daneben auf noch etwa 10000 Personen 
veranschlagt werden. 

Industriebeschäftigung 
Die auch in früheren Jahren beobachtete überdurch-
schnittliche Zunahme der Industriebeschäftigung setzt 
sich 1973 fort (+ 13000 Personen). Lediglich bei der 
22) DIW, Wochenbericht 1/1973, Grundlinien der Wirtschaftsentwicklung in 

Berlin (West) 1972/73. 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie gibt es mög-
licherweise einen etwas stärkeren Rückgang als im 
Bundesdurchschnitt. 
Eine Aufspaltung der Vorausschätzung für die Lan-
desarbeitamtsbezirke konnte dieses Jahr noch nicht 
vorgenommen werden. 

Berlin (West) 
Der Arbeitsmarktprognose für Berlin (West) konnte 
als einziger eine Sozialproduktsvorausschätzung zu-
grundegelegt werden22). 
Auf dieser Basis konnte die voraussichtliche Be-
schäftigungsentwicklung hier mit größerer Sicherheit 
als bei den anderen Regionen abgeschätzt werden. 
Ausgehend von einem Wachstum des realen Brutto-
sozialprodukts im Jahre 1973 um 4,5 % kann in Berlin 
(West) noch nicht mit einem Anstieg des Beschäfti-
gungsniveaus gegenüber dem Vorjahr gerechnet 
werden. 
Wie schon in den Vorjahren wird auch 1973 die Be-
völkerung Berlins und damit das inländische Arbeits-
kräftepotential stark abnehmen. Die Zahl der Er-
werbspersonen wird 1973 um 6000 Personen unter 
dem Vorjahreswert liegen, und die Erwerbsbeteili-
gung auf 45,1 % zurückgehen. Das Wachstum der 
Ausländerbeschäftigung dürfte sich weiter verlang-
samen. Dennoch wird die Ausländerquote erstmalig 
auf über 10 % ansteigen. 
Nach dem überaus starken Beschäftigungsabbau im 
Jahre 1972 um etwa 24000 Erwerbstätige wird auch 
1973 noch ein geringer Minderbedarf von etwa 4000 
Personen zu erwarten sein. 
Dabei dürfte sich die Arbeitslosigkeit von 11 000 regi-
strierten Arbeitslosen im Durchschnitt des Jahres 
1972 auf 7000 Personen im Prognosejahr vermindern. 
Die Arbeitslosenquote sinkt damit auf 0,8%. Die 
unregistrierte Arbeitslosigkeit wird auf etwa 2000 Per-
sonen geschätzt. 

Industriebeschäftigung 
In Berlin (West) wird die Industriebeschäftigung 1973 
relativ am stärksten von allen bisher behandelten 
Gebietseinheiten abnehmen. Allerdings wird die Ab-
nahme (-4000 bis -5000 Beschäftigte) nicht im 
gleichen Ausmaß wie in den Jahren 1971/72 erfolgen. 
Der Rückgang macht sich vor allem in der Investitions-
güterindustrie bemerkbar, in der sich gut 60 % aller 
Industriebeschäftigten befinden. 

18 



 

19 



 

20 



 

21 



 

 

22 



 

23 



 

24 



 

25 



 

26 



 

27 



 

28 



 

29 



 

30 



 

31 



 



 

33 



 

34 



 

35 



 

36 


